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Die Teit äer Srnte!

Immer und immer wieder sprachen und schrie¬

ben unsere Gegner über den „kleinen" Zentral¬

verband. Sie konnten sich kaum genug tun, des

Spottes und Hohnes, über die Tatsache, daß zum

Beispiel der antisemitische D. H.-V. in verhältnis¬

mäßig kurzer Zeit grosze Mitgliedschaften errang,

während die Mitgliederzahl des Zentralverbandes

sich zwar in stetigem, aber immerhin langsamen

Tempo aufwärts bewegte. Wir, die wir in langen

Jahren für den Gedanken der frei gewerk¬

schaftlichen Organisation der Angestellten
wirkten und kämpften, wußten, daß es den Geg¬

nern durchaus gelingen kann, die Handlungsgehilfen¬

schaft durch wohlklingende Phrasen eine Zeitlang
von ihrer gegebenen Interessenvertretung fernzu¬

halten und sie zu sich herüberzuziehen. Wir wußten

aber auch, dasz die Zukunft nur uns gehören

konnte. Und darum liehen wir uns durch den Hohn

und Spott der Gegner nicht einen Zoll von dem

für richtig erkannten Wege abbringen. Wir er¬

kannten: Jn kürzerer oder längerer Zeit wird auch

die Handlungsgehilfenschaft einsehen, dah sie ge¬

werkschaftliche Arbeit leisten musz, wenn sie nicht

immer mehr der Abhängigkeit vom Arbeitgeber
und der Not verfallen will. Wir wuszten, dasz

auch in den Köpfen unserer Berufskollegen und

Kolleginnen die Erkenntnis aufgehen mufz, dasz

zwischen der Arbeitgeberschaft und der Arbeit-

nehmerschast als Klasse ein nicht zu überbrückender

Gegensatz besteht.
Und wir behielten recht. Die Kriegsjahre haben

den kaufmännischen Angestellten die Augen geofsuet.
Wie konnte es auch anders sein? Als der Krieg

ausbrach, als viele ängstliche Gemüter den völligen

Zusammenbrach unseres Wirtschaftslebens befürch¬

teten, da waren die Arbeitgeber gar schnell mit

Gehaltsabzügen zur Stelle. 25, 33^ ja 50 Proz.

wurden den Angestellten von ihren meist schon

kärglichen, oft völlig unzureichenden Gehältern ge¬

kürzt. Die Angestellten gerieten in Schulden und

bitterste Not. Erst nach langem Drängen, häufig

erst nach Jahresfrist und noch später, gelang es

den 'Angestellten wenigstens das Einkommen von

1914 wieder zu erreichen. Die Geschäftsinhaber
hatten inzwischen, durch Kriegslieferungen und durch
den Verkauf billig eingekaufter Waren zu hohen

Preisen, gewaltige Prosite eingesteckt. Die Ange¬

stellten in ihrer großen Masse gingen leer aus.

Die Teuerung für alle Lebensmittel, die Mieten,

die Kleidungsstücke sowie alle Bedarfsartikel nahm

im weiteren Verlaufe der Kriegszeit immer fabel¬

haftere Dimensionen an. Die Angestellten aber,

blieben trotz der Knappheit an Personal, im we¬

sentlichen bei ihrek alten Bezügen, oder sie mußten

sich mit ganz geringen Teuerungszulagen begnügen.

Aus der anderen Seite sahen die kausmänm,a)en

Angestellten wie es den gewerblichen Arbeitern

mit Hilfe der sreigewerkschaftlichen Organisationen

gelang, ihre Löhne wenigstens einigermaßen mit

der Steigerung aller Ausgaben in Einklang zu

bringen.
Klar und deutlich zeigte sich jetzt der Kollegen¬

schaft die Unfähigkeit der gegnerischen Verbünde,

der Deutsch-nationalen, der 58er. des Leipziger

Verbandes, des Verbandes der weiblichen Ange¬

stellten und wie sie alle heißen. Und als die Re¬

volution auch die Fesseln der Angestellten mit

einem Schlage sprengZe, zogen große Teile der

Angestellten die einzig folgerichtige Konsequenz aus

der in der Kriegszeit gewonnenen Ueberzeugung

und erklärten sich für den freigewerkichafilichen

„Zentralverband der Handlungsgehilfen". Unsere

Berliner Ortsgruppe allein ge¬

wann über 20 000 neue Mitglieder,
und aus allen Teilen des Reiches kommen Be¬

richte über glänzende organisatorische Erfolge. Jetzt

ist es ein für allemal vorbei mit dem Spot! und

Hohn über den kleinen Zentralverband. Es gibt

keinen kleinen Zentralverband mehr. Der Zen¬
tralverband der Handlungsgehil¬

fen ist in wenigen Wochen zu einem

großen Verband geworden. An posi¬

tiver Arbeit, an Erfolgen für die AngestcllteuschafZ

waren wir den an Mitgliederzahl großcn Ver¬

bänden immer über, denn wir leisteten tatsächliche

Standesarbeit, wir erzielien gewerkschaftliche Er¬

folge. Die anderen dagegen erschöpften sich in der

Abfassung von Resolutionen zur Füllung des

Papierkorbes.
Jetzt aber, da die Kollegen und Kolleginnen

in hellen Scharen zu uns kommen, können mir,

gestützt auf ibr Vertrauen, noch weit größere Erfolge

erzielen. Was ist in den Wochen nach der Ein¬

stellung der Feindseligkeilen an den Fronten schon

alles durch die unermüdliche Tätigkeit unserer

Organisation erreicht wurden. Jn ungezählten

Fällen gelang es uns, Kriegsteilnehmer in ihre

Stellen — die ihnen nicht wieder eingeräumt wer-
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den sollten — zu bringen. Tausenden und aber
Tausenden von Angestellten verschasflen wir eine

einmalige Enlschuldungssnmme, die Rückzahlung
der bei Kriegsbeginn abgezogenen Gchaltsteile,
dauernde Erhöhung der Gehälter, wesentliche Ver¬

kürzung der Arbeitszeit, völlige Sonntagsruhe und
vieles andere.

Es mutz die Ausgabe unserer Mitglieder sein,
diese Erfolge den weitesten Kreisen der Angestellten»
schaft zur Kenntnis zu bringen. Die Säumigen
müssen aufgerüttelt, die Schwankenden gestützt wer¬
den. Jn vieljähriger mühevoller Arbeit haben wir
die Samenkörner unserer Ideen ausgestreut.
Jetzt i st o ie Zeil der Ernte. Nun hat
jeder zu helfen, der die Richtigkeit
unserer Eeoanken erkannt hat.

Ihr Mitglieder unserer Organisation, sowohl
die, die ihr schon seit Jahren unserem verbände
die Treue haltet, als ihr, die ihr erst jetzt zu uns

kamt, werbt für den Verband! Benutzet jeden
Augenblick, um die Berufskollegen für unsere Sache,
für die Sache der kaufmännischen Angestellten zu
interessieren. Das Wohl des Zentralverbandes ist
gleichbedeutend mit dem Wohle der Angestelltcn-
schast. Jeder Erfolg, oen ihr erzielt, wird euch
zu neuen Taten zum Wohle der Kollegen und
Kolleginnen anfeuern. Kein Mitglied dars jetzt ab¬
seits stehen. Es gilt, die ^rnte einzubringen, da
musz geschafft werden.

Frisch auf ans Werk!

<ZnterneKmerKo?Kmut.
Begrüßungsrede des Chefs der Rück-
Versicherung der Aachener und Mün¬
chener Feuer-Versicherungs.Gesell¬
schaft, Herrn Thyssen, an seine Unter¬

gebenen.
Gehalten am 1. Dezember 1913.
„Meine Herren! Ich habe Sie für heute hierher

bestellt, da hcme der 1. Dezember ist und iniolge»
dessen eine Verrechnung des Gehalies ohne Störung
von stauen geben taun. Meine Herrcn! Ich sreue
mich, Sie vollzählig und zum gröszien Tcil gesund
und wohlgenäbrt wiederzusehen. Es ist zu erkenne«,
daß Ihnen der Militärdienst nichts geschadet Hai. Sie
sollen nun wieder iu Ihren allen Beruf zurückkehren
uud die Arbeit in der srüheren WeUe wie vor dem
Kriege fonscycn. Es hat sich nnn nicht ermöglichen
lass,,,, jeden in seme frühere Stelle unterzubringen,
jetwch wird mit der Zcit wohl hier ein neuer Aus»
wra ge'unden. Meine Herren! Sie wcrden bei Ihrem
Tieumuiritle festsicllcn müsscn. daß fich im Hause ein,
srluieid-ude Berändernngcn vollzogen haben. Als auf»
fälligste IZrfcbeimmg ist ivobl die in größerer Zahl
eria^ile Einstellung von Dimcn anzufchcn. Bei dieser
Gelegenheit- muß ich nun feststellen, daß die Mi«hil5e
dcr Damen wesentlich zur Aufrechterhaltung des Dienst-
be,'n>.'bes beigetragen hat. Die Damen haben sich
mit Geschick den neuen Verhältnissen angepaßt. Sie
haben fernerhin bewiesen, daß sie voll und ganz einen
Ersah sür die zum Hecre einberufenen Hcrrcn bilde¬
ten. Insbesondere muß ick) dcn Fleiß und daS kor»
rette Arbeiten der Damen loben, was ich leider von
I!,nen. meine Herreu, nicht bebaupteu kann. Kommen
Sie niir nur nicht in der nächsten Zeit, nm mich auf
den einen oder anderen Fehler der Damen ausmerk»
sam zu machen, Fehler sind unvermeidlich nnd kom»
wen überall vor. Aber in der ersten Zeit Ihrer Ab»
Wesenheit find mir von Ihnen, meine Herren, Fehler
vor Augen gekommen, die mir dte Haare zil Berge

stehen ließen. Außerdem wollen Sie, meme Herren,
berücksichtigen, daß der Umfang des Ge.chäfts ange¬
wachsen ist. So z. B. betrug die Zahl der Eingänge!
noch im August 1914 zirka 6«0<Z, wahrend wir heult
zirka 30 UV» Eingänge zu verzeichnen haben. Daß
sich bei der gewaltigen Ausdehnung des Betriebes
Fehler zeigen, ist selbstverständlich, jedoch mutz daraus
hingewirkt werdcn, diese zu vermeiden. Es erwächst
Ihnen daher für die Folge die Aufgabe, die schwer«
Konkurrenz dcr Damen durch imensioe Arbeit und
dauernde Aufmerksamkeit auszuschalten.

Auch für die Folge ist mit der Beibehaltung dn
Damenarbeit zu rechnen und so komme ich zu einem

Punkte meiner Ansprache, der mir sehr am Herzen
liegt. Ihre moralischen Eigenschaften, meine Herren,
sind mir bekannt. Der eine odcr andere üerc>bliqi
mich nicht zu allzu grobem Vertrauen, selbst auch Ver
heiratete ... Ich verbiete Ihnen daher jedes Pous¬
sieren mit Damen der Aachener uud Münchener in
und außer dem Hause. Sollte mir irgend e.was der»
gleichen zu Ohren kommen, werde ich unüachgchuich
vorgehen und ohne Nachsicht zur Kündigung bezw.
sofortigen Entlohnn« schreiten. Ferner erWahne ich,
datz die Dienststunden nicht dazu da sind, um Ihr«
Kriegserlebnisse zu schildern, hierzu mnß der ein«
oder andere Bierabend odcr eine sonstige gemütlich,
'Zusammenkunst herhalten. Bei einer solchen Ge egen-
heit bleibt Ihnen aenug Zeit. Ihre Anekdoten zum
Besten zu geben. Wir sind dann in der Lage, Ihnen
zu erzählen, wie wir hier gehungert uud gedarbt
haben, a la carte.

Für heute will ich Sie setzt entlassen, morgen
früh erscheinen Sie um 8 Uhr zum Dienst. Di«
Dienflstunden bestehen noch in der alten Weise und
zwar von 8—I2>i und von 3—6^ Uhr. Besonders
zu betonen habe ich, daß die neue Direktion ihr be¬
sonderes Augenmerk auf p.,n?t iche Jiincbaltung de.
Dienststundcn richtet. Auch in dieser Hinsicht mutz ich
Sie vor Uebertretung warnen."

Man weiß wirklich nicht, was man mehr be¬
wundern soll, den Hochmut und die brutale Nie¬

dertracht des Unternehmers, die aus jedem Worte

dieser Rede hcrciusküngen, odcr die unbeschreibliche
Nachsicht und Geduld, mit der die Angestellten dieses
Beiriebes die an Frivolität nicht zu überbietend«
Rede ruhig bis zum Ende anhörten.

Die Selben.

Der „Handelsstand", die Zeitschrift des Kauf,
männischen Vereins von 1853, bringt in ihrer
Nummer 8 von Ende November 1918 einen Auf»
satz des Vcrbandsvorsitzenden Dr. Enke, der durch
und durch den Geist der gelben Werkvereine atmet.
Es heißt darin:

„Die Werkvercine sind zu Nein (der grötzte zähtt
nur 2S"0 Mitglieder) uud schsn dadurch zu wenig
selbständig. Bor allem gewährleistet der Wertvcrci«
die Freizügigkeit nicht. Wenn wir ihn des¬
halb zwar nicht als Standesvertr«,
tung in unserm Sinne anerk,nne»
können, so seh«n wir doch sein« Da¬
seinsberechtigung in der Pst««« de,
W e rl s g < m « i ns ch oft, die sich ja in alle«
großen Betriebe» zweifellos entwickelt bat. Da viel«
Mitglieder von BerusSv-reinen auch noch einem Werk-
Verein angehören, so können wir im Werkverei«
insofern «ine Ergänzung des Berns»«
Vereins ««blicken, als « unsere Arbeiten aus
wirtschaftlichem Gebieit (z. V. in der Gehaltssrag«
und ln der MldnngSfrage. auch bei Wohlsohrtsein-
richzungcn) noch Kräften unterstiiht. Sollen aber di«
Werkverein« jemals die Berufsver«ine ersehen wollen,
so wäre ein solches Streben von uns energisch zu
bekämpfen.
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Me Wirtschafts friedliche Bewegung meint, daß in--

folge der besonderen Verhältnihe der einzelnen Werte

ein besonderer Werkverein eine bessere Angestellten«,:!'

tre.'ung darstelle, als der außenstebenve Verband. Dem

Massen wir entgegenhalten, daß innerbalv un.eres Va¬

terlandes die Verhältnisse doch nicht io grundver,ch eden

sind, daß man sie nicht von übera.l^er über eben

könnte. Wenn ganz allgemein das Erislenzminimum

im Deutschen Reiche vor dem Kriege auf 9ilt) Mark

festgesetzt lverden konnte, so ist es auch möglich, für

jeden Beruf eine unterste Forderung auszustellen, die

an den einzelnen Orien oder auch bei einzelnen großen

Werten weiter ausgebaut werden kann. Gehören die

Angehörigen eines Betriebes einem außen lebenden

Verbände an, so ist dle,cr eben nicht mebr außen¬

stehend, sondern vertritt die Angelegenheiten der de»

treffenden Werksangehörigen der D rektion gegenüber

genau so gewissenhaft und alle Gründe abwägend,

wie ein Werkveroin. Ein auf mittelftändi-

scher Grundlage arbeitender Ver»

band wird die Wünsche seiner Mit»

glieder stets im Einvernehmen mit

dem sozial denkenden Arbeitgeber

wahren können. Einem solchen Verbände liegt

es fern, gleich jede in den Verhandlungen auftauchende

Schwierigkeit an das Licht der Oessentlichteit zu

ziehen. Allerdings stehen wir gründ,äylich auf dem

Standpunkte, daß die wichtigen Fragen unseres Stan-

des (Gehaltsfrage, Arbeitszeiten usw.) leine Prioat--

fragen zwischen dcm einzelnen Arbeitgeber und seinen

Angestellten, sondern öffentliche Fragen sind. Denn

das Wohl und Wehe einer Bevölkerungsschicht von

1^ Millionen kann der Allgemeinheit nicht gleich¬

gültig sein. Und das Anruien der Oeffentlichkeit im

äußersten Notkall ist ja so ziemlich das einzige Mittel,

einen nicht sozial denkenden Arbeitgeber daraus hin»

zuweisen, daß jedermann von der Unrichtig.'«! seines
Handelns überzeugt ist, um ihn dadurch zu veränder>er

Haltung zu veranlassen. Ein sozial denkender Arbettgeber

braucht die Oeffentlichkeit nicht zu scheuen, Wohl aber

derjenige, der seine Angestellten ausbeutet und seine

Rechte überschreitet. Solchen Arbeitgeber in Schutz

zu nehmen, haben wir keine Veranlassung.

Indem «in Werkverein gleichzeitig verschiedene

Gruppen von Beamten vertritt <also Kaufleute, Tech»

niker usw.), muß er sich selbst sagen, daß er die be¬

ruflichen Belange jeder Gruppe nicht fo gut vertreten

kann, wie ein Berufsverband. Denn die Berufs»

interessen sind doch letzten Endes größer, als die

bloßen Angestellteninteressen. Die Bezahlung der Kauf»
leute ist eine andere als die der Techniker. Auch die

Arbeitszeiten fallen oft nicht zusammen. Man ist
dock nicht in erster Linie Beamter eines großen Werkes,

sondern eben kaufmännischer oder technischer Ange¬

stellter.
Es muß anerkannt werden, daß die große Viel¬

heit der bestehenden Angestelltenverbände es dem

Unternehmer schwer macht, zu verhandeln. Ein Grund

mehr, den in der A. K. V. bereits erfolgten Zu¬

sammenschluß zu Pflegen und weiter auszubauen.

Genau zu prüfen ist die Frage: stehen die Werk»

dereine auf dem Standpunkt, daß Arbeitgeber und

Arbeitnehmer als Gleichberechtigte an den VerHand,

lungstisch treten, und erkennen die Arbeitgeber die

""erkvereine als gleichberechtigt an, oder bekennen sich
die Werkvereine als abhängig von dem Unternehmer
oder von der Direktion und gründen ihre Tätigkeit
«ben auf der, wenn auch vielleicht stillschweigenden,
Anerkennung des Abhängigkeirsverhältnisses des An»

gestellten von seinem Arbeitgeber? Jn letzterem Falle
müßte man die Werkvereine rundweg ablehnen. Im
«rsteren Falle kann man sie auch, aus diesem Gesichts¬
punkt« heraus als «in«, allerdings nur

unter gewiss«« B « r h ä l t n i s s« n mög.
lich« t«ilw«is« Ergänzung der Be.

rufsv«rbände im ob«n erläuterten

Ginne bezeichnen.
Ein wirtschaftsfriedlich gesonne»

ner Beamter, der weiter strebt, ist uns immer¬

hin eine sympathischere Erscheinung als cin Nichts»

könner, der sein Fortkommen statt auf Arbeit und

Bildung, lediglichauj radikaler Gesin.

nung und Kampshandlungen der

Masse der Angestellten gründen will.

Die wirtsckaitsfriedlichen Ideale sind:
t. Siall Kamps — Verständigung.
2. Statt Mißtrauen — Vertrauen.

3. Statt Phantasterei — Wirklichte'.tssinn.
4. Organisation nach Betrieben, nach Werken.

Die e r st e n drei Punkte kann man,

richtig aufgefaßt, obne weiteres un»

terschreiben. Beim letzten muß man sich iragcn,

ob Nicht eine Organisation nach BerusS'iwei.icn vor»

zuzieden ist. Wir denken uns eine sestges ic^e '.'irvei s«

gemeinschaft oder einen umfassenden Angeae l.cnvcrband

mit beruflichen Gliederungen, die in seien S2rl, in

jedes großes Werk hinemreichen. Ein solches Gebilde

wäre dann die Standesvertretung der An-eneuten.

Kem Unternehmer wird sich weigern, mit ihm und

seinen örtlichen oder gar Werkszweigen zu veruandeln.

Denn sollten sich besondere Verhälmisse aus gewissen

Be-rieven heraus einwickeln — wenn sie ncbi fcdon

bestehen — so steht ihrer Pflege durch besondere Zweig¬

stellen natürlich nichts im Wege.

Zusammensasiend glauben wir, daß die wirt-

schaktsfriedliche Bewegung nur deshalb so wachsen

konnte, weil die gemäßigten Ange¬

stelltenverbände es verabsäumten,

zur rechten Zeit aus sich heraus den

Stand einheitlich zu organisieren

und so gegen die uns wesensfremde

r a d i k a l. g e w e r k s ch a f t l i ch e Richtung

ein wirksames Gegengewicht zu

schaffen. Wir seben in der wirtschakts!r?edlichcn

Bewegung einen nicht vollentwickelien Gedanken in

einer noch der Verbesserung bedürftigen Verfassung.

Den Gedanken zu entfalten und ihm

die rechte Fassung zu geben, wäre di«

Sache eines künktigen E'nbeitsverbandes der deutschen

kaufmännischen Angestellten, der in seiner ungeheuern,

aber weise geleiteten Macht eine Bürgschaft des Wirt,

schattssriedens im guten, im besten Sinne des Wortes

werden kann. Ein solcher Verband wird

die Werkveretne in der jetzigen Form

aufsaugen und sie in anderer, schö»

nerer Weise als Teil seiner selbst neu

erstehen lassen."

Der Verfasser rvendet sich gegen die Form

der Werkvereine, lebt aber ganz in ihrem Geiste.

MnÄeltgcKälter in kieuss j. l^.

Der Vollzugsausschuß des Arbeiter- und Sol-

datenrats in Gera (Reusz) hat unterm 28. Dezem¬

ber 1913 eine Verordnung über die Zahlung von

Mindestgehältern für alle Angestellten in Privat¬

betrieben erlassen, die dem Bersicherungsgesetz für

Angestellte unterliegen, und für Lehrlinge solcher

Betriebe. Die Verordnung schreibt vor:

1. Alle Gehälter, welme am I.Juli 1914 be¬

zogen wurden, sind wie folgt zu erhöhen: Gehälter

bis zu 3000 Mk. um 50 Proz., Gehälter von über

3000 bis zu 3600 Mk. um 40 Proz., mindestens

aber aus 4500 Mk.; Eebälter von über S600 bis

zu 4300 Mk. um 30 Proz., mindestens aber auf

5040 Mk.; Gehälter von über 430« bis zu 5000

Mark um 20 Proz., mindestens aber auf 5590 Mk.

Werden durch die Erhöhung die folgenden Mindest¬

gehälter nicht erreicht, so sind die Gehälter auf die

Mindestsätze zu erhöhen.
2. Es erhalten: s) männliche Angestellte, die

eine Lehrzeit bestanden haben, im ersten Jabr nach

beendeter Lehrzeit mindestens 1300 Wü. jährlich, im

zweiien Jahr mindestens 2100 Mk., iin dritten
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Jahr mindestens 2700 Mk., vom 25. Lebensjahre
so Unverheiratete 8000 Mk., Verheiratete L600 Mk.

jährlich. Weibliche Angestellte, die eine Lehrzeit be¬

standen haben, im ersten Jahre nach beendeter Lehr¬
zeit mindestens 1500 Mk. jährlich, im zweiten
Jahre mindestens 1800 Mk., im dritten Jahre
mindestens 2100 Mk. jährlich, b) Männliche Ange¬
stellte, die keine ordentliche Lehrzeit bestanden haben,
Zür das erste Jahr ihrer Tätigkeit mindestens 1200
Mark jährlich, sür das zweite Jahr mindestens 1500
Mark jährlich; weibliche Angestellte, die keine or¬

dentliche Lehrzeit bestanden haben, für das erste
Jahr ihrer Tätigkeit mindestens 900 Mk. jährlich.
Ar das zweite Jahr ihrer Tätigkeit mindestens 1200
Mark jährlich. Vom Beginn des dritten Jahres an

treten die Sätze für die gelernten Gehilfen bzw.
Gehilfinnen in Kraft.

3. Bei allen höheren Gehältern einschließlich
Teuerungszulagen dürfen Gehaltskürzungen nicht
ftattsindcn.

I?Onlumvere!ne.

Zu den Vereinbarungen vom 4. Fcbruar 1916,
betreffend die Wiedereinstcllung der Kriegsteilneh¬
mer, hat das Tarisamt des Zentralverbandes deut¬

scher Konsumvereine folgende Aussührungsbestim-
mungen erlassen:

„Entlassen wcrden nach dem Dienstalter:
^. Die an Slelle von Miinuein beschästigten

Weiblichen Arbeitskräfte, und zwar:
1. Frauen, deren Männer Arbeit haben,
2. Madchen und Fraucn, die niemand zu ver»

focgen haben,
3. Mädchcn und Frauen, die nur 1 bis 2 Per»

ssnen zu versorgen haben,
4. alle übrigen Mädchen und Frauen.
5. Männliche Arbeitskräfte:
5. Ledige, die niemand zu versorgen haben,
6. Verheiratete ohnc Kinder und Ledige, die Ja»

milieuanqehörige zu versorgen haben,
7. alle während dss Krieges

-

eingestellten Männer.
Zur Verhütung von Här^n sind A.!s"«hmen zu«

lässig, die mit^ den zuständigen Gewerlscha.tcu zu
vereinbaren sind.

Bei der Wiedereinstclluug der Kriegsteilnehmer
find Verheiratete sowie Ledige, die Familienangehörige
zu versorgen haben, in erster Linie zu berücksichtigen.

Sollten durch die vorstehenden Entlassungen die
im tz t der Abmachungen vom 4. Februar 1!NÜ ge¬
nannten Kriegsteilnehmer nicht vollzählig wiedereinge¬
stellt werben können, so ist eine durch ör.lickic V:r«
Handlungen für den. einzelnen Berui kestzuslellcnde,
«eiilich begrenzt« Verkürzung der Arbeitszeit herbeizu¬
führen. Bei «.diesen Verhandlungen soll aus die Be»
triebsverhältnisie des jeweiligen Genossenscha-lsbelriebeZ
möglichst Rücksicht genommen werdcn. Wird keine
Sinizung erzielt, so ist die Entscheidung des Tarif»
Sin>s c>',z>,r>t'cn."

Diese Aussührurlgsbeslinimungen sind rccht son¬
derbar. Während allgemein verlaugt wird, dasz
dis Kriegsteilnehmer zwar wiedereingestellt wer¬

den, die derzeit beschäftigten Angestellten aber nicht
sosort entlassen werden, wird in diesen Ausiüh-
rungsbesliinmungen alle diese Lost den Konsum¬
vereinen abgenommen und die Not der Zeit auf
das Personal abgitvölzt.

Die Arbeitsgemeinschaft freier Angcstclltcnoer-
bönde, dcr unser Zentralverband der Händlungs-
ehilsen angehört, hotte in ciner Eingabe an die
egierung usw. vom November 1913 verlangt:

Um eine Wiederkehr der Zustände des August
1914 zu vermeiden, ist sofort eine Notverordnung zu
erlassen, wonach einem Angestellten nur mit einer Frist
von drei Monaten nach Friedensschlug gekündigt wcr¬
den kann. Nur das Vorhanocn.ein einez wichtigen
Grundes im Sinne der §S 71, 72 des HGB und des
§ 133«, 6 der Gewerbeordnung, H 626 des BGB
entbindet von diescr Vor.christ. Ueber das Vorhan»
dcnsein eines wichtigen Grundes entscheidet der Angc»
stelltenausschusz unter Hinzuziehung eincr Vertretung
der Berufsorganisationen, Jede Gehaltskürzung oder

Streichung von Teucrungszulaaen ist nur mit Ge¬
nehmigung des Angestellteil-Ausschusses zulässig. Be¬
triebe, die zur Erfüllung dicser Vorschriften anker-
stande zu sein glauben, haben d es vor dem Schlich»
tungsausschusz, der für alle Betriebe als zuständig er¬

klärt wird, unter Vorlegung der Gc chäftsbücher zu
beweisen. Jst kein Angestellten-Ausschusz vormnden,
so entfcheidet in ollen Fällen der zuständige Schlich-
tnugsaus chiisz,

Die Angestellten cles l). IX V. suchen
ScKuts beim Tentralverbanck.

Am Freitag, den 27. Dezember 1918 meldeten

sich im Verbandsbüro unseres Bezirks Hamburg
zwei Vertreter von den zirka 60 beim D. H. V.
und Nebenbetrieben beschäftigten Nichtfestangestelllen
und teilten uns mit, daß der Deutschnationale
Handlungsgehiifen - Verband verheirateten An¬

gestellten 35 Mk. pro Woche und nicht verheirateten
18 Mk. pro Woche bezahlt. Tägliche Aushilfen
erhielten 6 Mk., welcher Betrag auf die horrende
Summe von 7 Mk. pro Tag nach langwierigen
Verhandlungen erhöht worden ist. Die beiden
Vertreter machten uns aufmerksam, daß sie ver¬

sucht hätten, eine Gehaltserhöhung für die

Nichtfestangestellten herauszuholen, daß sie cbec
bei der Verwaltung des Deutschnationalen
Haudlungsgehilfen-Verbandes und besonders beim

Verwaltungsmitglied Frahm, kein Verständnis für
die Aufbesserung des Echalls gefunden hätten. Die
Vertreter derNichtssstangestellten oesDeutsu.natio-
nalen Handlungsgshilsen-Verbandes kämen daher
zumZentralverbandderHandlungsgehilscn,umdort
Schutz und Hilse zu suchen.' Wir haben den Kol¬

legen selbstverständlich gesagt, daß sie >l.cy auf un»

sere tatkräftigste Hilse verlassen könnten und ihncn
versprochen, daß wir dicsen Unterschied zwischen
Theorie und Praris des D. H. V. gebührend an

den Pranger stellen würden.

Bei den Forderungen der Nichtfestangestelllen
musz gesagt wcrdcn, daß sie ganz minimal sind.
Die Nichtsestangestellten des D. H. V. verlangen
für Verheiratete 50Mk., sür Unverheiratete 30Mk.

pro Woche. ^
Es isl ein Skandal, dns; eine sogenannte Hand»

lungsgchilsen - Organisation ihrcn Angestellten
Echundlöhne Zahlt, und daß Angestellte einer Hand¬
lungsgehilfen-Organisation noch um die Anerken¬

nung "einer Gehaltserhöhung mit der Verwaltung
kämpfen müssen.

Der Deutschnationale Handlungsgehilsen-Ver,
band behauptet bekanntlich, die Interessen der

Angcstelltcn zu vertreten.

Don Mitgliedern des Dcutschnationalen Hand-
lungsgehilsen-Verbandes, besonders dcn Werbern,
muß die oben geschilderteTatsache bei allen Gelegen¬
heiten um die Ohren geschlagen werden.
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Tarifverträge. JngertetttenausscKüsse.
Der Rat der VolkSbcau'tragteN veröffentlicht die

nachstehende Verordnung über Tarisveriräge, Arbeiter-

und Angestelltenaus chüsse und Schlichtung vvn Ar--

beitsstreitigkeilen. Vom 23. Dezember 131L:

I. Abschnitt.

Tarifverträge.

§ 1.

Sind die Bedingungen sür den Abschlutz von Ar»

beiisvcrtrSgen zwischen Vereinigungen von Arbeit¬

nehmern und einzelnen Arbeitgebern oder Vereini¬

gungen von Arbeitgebern durch schriftlichen Vertrag
geregell (T a r i s v e r, r a g), so sind Arbeitsvenräge

zwischen den beteiligten Personen insoweit unwirksam,
als sie von der tariflichen Regelung abweichen. Ab¬

weichende Vereinbarungen sind, jedoch wirksam, sowcit
sie im Tarifverträge grundsätzlich zugelassen sind,
oder soweit sie eine Aenderung der Arbeitsbedingungen
zugunsten des Arbeimeümcrs enlhalen und im Tarif¬

vertrag nicht ausdrücküch ausgeschlossen sind. An die

Stelle unwirksamer Vereinbarungen treten die ent¬

sprechenden Bestimmungen dcs Tarifvertrags.
Bcteiligle Personen im Sinne des Abs. 1 sind

Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die Vertragsparteien
des Tarifvertrags oder Mitglieder der vertragschließen¬
den Bereinigungen sind oder bei Abschluß des Ar-

beitsvcrlraGs gewesen sind odcr die den Arbeitsvertrag
unter Berufung auf den Tarifvertrag abgeschlossen
haben.

5 2.

Das Neichsarbeitsamt kann Tarifverträge, die für
die Gestaltung der Arbeitsbedingungen des Bcrufs-

kreises in dem Tarifgebiet überwiegende Bedeutung er¬

langt haben, für allgemein verbindlich ertlärcn, Sie

sind dann innerhalb ihres räumlichen Geltungsbereichs
für Arbeitsverträge, die nach der Art der Arbeit

unter den Tarifvertrag fallcn, auch dann verbindlich
im Sinne des tz 1, wenn der Arbeitgeber oder der

Arbeitnehmer oder beide an dem Tarifverträge nicht
beteiligt sind.

Füllt ein Arbeitsverlrag unter mehrere allge¬
mein verbindliche Tarifverträge, so ist im Streitsall,
vorbehaltlich eincr abweichenden Bestimmung des

Neichsarbeitsamts, derjenige von ihnen maßgebend,
der für die größte Zabl von Arbeitsverträqen in dein

Betrieb oder der Betriebsabteilung Bestimmungen
enthält.

s S.

Die Erklärung des Neichsarbeitsamts nach ß 2

erfolgt nur auf Antrag. Auragsbercchtigt sind jede
Vertragspartei des Tarifvertrags sonre Vereinigungen
Von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern, deren Mitglieder
durch die Erklärung des Reichsarbeitsamts betroffen
Werden würden.

Tie Vertragsparteien haben ihrem Antrag die

Urschrift oder eine amtlich beglaubigte Abschrift des

Tarifvertrags beizufügen. Wird der Antrag durch
andere Vereinigungen gestellt, so hat das Reichs¬
arbeitsamt diese Urkunden von dcn Vertragsparteien
einzufordern; diese sind verpflichtet, seiner Aufforderung
nachzukommen.

s 4.

Das Reichsarbeitsamt macht den Antrag durch
ben Deutschen Reichsanzeiger bekannt. Dabei ist anzu¬

geben, bis zu welchem Zeitpnnkt Einwendungen er¬

hoben werden können. Die an dem Tarifvertrag als

Vertragsparteien beteiligten .Vereinigungen sollen
außerdem zur Aeußerung aufgefordert werden.

Nach Ablauf der Frist entscheidet das Reichs-

«bcitsamt unter Berücksichtigung der erhobenen Ein»

Wendungen über den Antrag. Seine Entscheidung ist
«udgültig. Gibt «S dem Antrag statt, so hat es zu¬

gleich zu bestimmen, mit welchem Zeitpunkt die all¬

gemein« Berbtndlichkeit des Tarikvertrags beginnt,

ß S.

Die allgemein verbindlichen Tarifverträge stnd
«Wt« Bezeichnung ih»S räumlichen Geltungsbereichs

sowie des Beginns dcr allgemeinen Verbindlichkeit in
das Tarifregistcr einzutragen. Dieses Register wird
bei dem Neichsarbeitsamt oder bei einer vkn ihm be¬

zeichneten Vebörde nach näherer Bestimmung deS

Neichsarbeitsamt geführt. Tic Ur'ch"il>en oder be¬

glaubigten Abschriften der Ta,i>'ucrträge stn5 als An¬

lage zu dem Tarifregistcr zu verwahren.

Die Einsichtnahme in das Taruregister und sein«

Anlagen ist während der regelmäßi um D ensistunde«
jedem gestattet. Arbeitgeber und Arbeitnehmer, sin d,e

ein Tarifvertrag infolge dcr Erklärung des Re,ct,<5«
arbeitsamts verbindlich ist, können aus-crdem von den

Vertragsparteien einen Abdruck ocS Vertrags zege»

Erstattung der Kosten verlangen.
Die Eiulragungen in das ^urikrcgisicr sind durch

den Teutschen Reichsanzeiger bekannizumacden. Daves

ist auf die Vorschriften im Abs. Z hmzuweisen.

s S.

Jst ein Tarifvertrag für allgemein verbindlicd ««.

klärt, so gelten die Vorschriften der tztz 2 bis en»

sprechend auch bei Abänderung dieses Vertrags.

!I. Abschnitt.

Arbeiter, «ud Ll.-gestelltenauSschüsse.
s 7.

Jn allen Betrieben, in dcnen auf Grund des
tz 11 des Gesetzes über den vaterländischen Hlssdienn
ständige A r b e i t e r a u s s ch ü s s e oder Ange -

st e l l t c n a u s s ch ü s s e bestehen, siud, vorbedult'ich
des tz 12, die Mitglieder d'cser Ausschüsse und der?n

Ersatzmänner neu zu wählen. Bis zur DurMühr^ng
dieser Wahlcn bleiben die setziMl Milg.ieser uns

deren Ersatzmänner in ihren Aemtern.

s S.

Jn allen Bctricbcn, Verwaltungen »nd Büros,
in denen in der Regel mindestens. zwanzig Arkei«

be'chästigt lverden uns nicht schon nach § 7 di^stt
Verordnung oder aus Grund der Berggesetze ständia,
Arbeilerausschüsse bestehen, sind, vorbehaltlich des 5 12,
folche Ausschüsse zu errichtn. D'es gilt auch für Be¬

triebe, in denen biShe? ständige Arbcrlerausichüsse oder

Arbeilerverlretungeu gemäß tz" 131 K der GewerbecrK.

nuug bestanden und deshalb ArbeitcrauSichüsse auf
Grund des Z 11 des Gs'etzcs über den Vaterland!«

schen Hilfsdienst nicht errichtet worden stnd.

Jn Betrieben, in dcnen regelmäßig zu gewissen
Zeilen des Jahres ein vermehrtes Arbeitsbed irinis

einlritt, sind ArbeitcrauSschüsse fchon dann zu err

richten, wenn zu diescn Zeiten mindestens zwanzig
Arbeiter beschäftigt werdcn.

tz 9.

In allen Betrieben, Verwaltungen und BüroS,
in denen in der Regel mindestens zwanzig Angestell«
beschäftigt wcrden und nicht sch n nach tz 7 diele«

Verordnung ständige Aikgesteütenaus'chüsk« bestehen,
find, vorbehaltlich des tz 12, solche Ausschüsse zu er¬

richten.
Angestellte im Sinne dieser Verordnung sind di,

nach dem Versichenmgsgcsetz siir Angcsteüte versiche-

rungspflichtigcn Pcrsoncn mit Einschluß der auf Grund

des tz 11 oder deS tz 11 Nr. 2, 3 desselben Ge¬

setzes von der Versicherungspflicht Befreiten sowie d>e-

jewgen, die verslcherungs.'stin.iig, 'ein würden, wenn

nicht ibr Jahresarveitsverdicusi fünstausend Mark od??

ihr Aller das sechzigste Lebensiahr übcrstieae. Nimi

als Angestellte gelten die Generalbevollmächtigten so.

wie die iin Handelsregister odcr im Genossemchgsts.
register eingetragenen Vertreter dcr Unternehmung, si«
die der Ausschuß errichtet wird oder bestebt.

tz 8 Abf. S dicser Verordnung gilt entsprechend,

tz 1«.

Die Vorfchrift-n der tztz 7 bis 9 dieler Vrrord.

nung gelten, vorbehaltlich der Bestimmun-en in Abs 2.
3 dieses Paragmvben, auch für die Beiriebe, Ber-

Wallungen und BüroS dcs Reichs, dcr Vundesstaaten,
der Gemeinden «ick der weilereu Ksmmunalverbänkk
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sowie für die Verwaltungen der Träger der reichs«

gesetzlichen Arbeiier- und Angestelltenversicherung.
Bei den Verkehrsanstalten des Reichs und der

Vundesstaaten ersolgt die Errichtung der Arbeileraus¬

schüsse und der Angeftelltenausschüsse, der Verwaltungs-

organisarion entsprechend, auf Grund besonderer Ver¬

einbarung zwischen der zuständigen Verwaltung und

den beteiligten Arbeitnehmervereinigungen. Dabei muß

jeder Arbeiter und Angestellte in elnem Ausschuß ver¬

treten sein lind di« Wahl der Vertreter nach den

Grundsätzen der Verhältniswahl statifinden.
Bei Eisenbahnverwaltungen, die Privatunter-

nehmungen sind, ist zu emer solchen Regelung, die

Zustimmung der Aufsichtsbehörde erforderlich.

tz 11-

Die Mitglieder der Arbeiterausschüsse und der

Angy'tclltenausschüsse nach KZ 7 bis 9, tz 10 Abs. 1

drescr Verordnung werden von den Arbeitern oder

Angestellten des Betriebs, der Verwaltung oder des

Büros oder der Betriebs-, Verwaltungs- oder Büro¬

abteilung, sür die der Ausschuß errichtet wird, aus

ibrer Mitte in unmittelbarer und geheimer Wahl

nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gewählt. Im
übrigen gelten für die Errichtung und Zusammen¬
setzung der Arbeiterausjchüne und der Angestelltenaus'
schüsse sowie für die Wahlen zu diesen Ausschassen
die auf Grund des § 11 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes
über den vaterländischen Hilfsdienst erlassenen Aus-

fubrungsbestimmungen entsprechend mit solgenden
Maßgaben:

1. Wahlberechtigt und wählbar sind alle mindestens
zwanzig Jahre alten männlichen und weiblichen
Arbeiter und Angestellten, die sich im Besitze dcr

bürgerlichen Ehrenrechte befinden.
2. Der Ardeilgeber hat für die Leitung der Wahlen

zu den Arbeiterausschüssen und den Angeneliten-
ausichiissen je einen aus drei Mitgliedern be¬

stehenden Wahlvorstand zu bestellen. Die Mit¬

glieder des Wahlvorstandes sind aus den ältesten
Wahlberechtigten zu entnehmen; sie wählen mit

Stimmenmehrheit einen von ihnen zum Vor¬

sitzenden, ist die Wahl ergebnislos, so führt der

an Lebensalter Weiteste den Vorsitz.
3. Jn Betrieben, Verwaltungen und Büros, in

denen in der Regel weniger als 5l) Arbeiter oder

Annestellte beschäftigt werden, besteht der Arbeiter«

oder Angestelltenausschuß aus je drei Mitgliedern
und ebemovuel Ersatzmännern.

4. Die Landcszentralbehörde bestimmt, welche Stellen

bei Streitigkeiten über oie gesetzliche Notwenoig-
kett der Errichtung eines Arbeiter- oder Änae»

stelltenausscbusseS. über die Wahlberechiigung oder

dte Wählbarkeit eines Arbeiters oder Angestellten,
über die Einrichtung, Zuständigkeit und Ge¬

schäftsführung eines Arbeiter- oder Angestellte!«
ausscbusses und über alle Streitigkeiten, die sich
aus den Mahlen zu den Arbeiter- oder Auge-
stellsenausschüssen ergeben, vorbehaltlich der Vor¬

schriften im lll. Abschnitt dieser Verordnung, zu

entscheiden haben, und regelt das Verfahren hier¬
bei. An die Stelle der Landes Zentralbehörde
tritt bei Betrieben, Verwaltungen und B iros

des Reichs und bei den Verwaltungen der Träger
der relchsgesetzlicben Arbeiter- nnd Anneitelllen-

Versichcrung, soweit hinsichtlich der Dienswcrhält.
Nisse ihre Angestellten der Ansucht einer Rechs-
behörde unterstchen, die zuständige oberste Reichs¬

behörde, bei Be:rieben, Verwaltungen iind Büros
der Heeresverwaltung das zuständige Ministerium.

s 12.

Besteht nach einem gemäß S 2 die'er Verordnung
für allgemein verbindlich erklärten Tarnvertrag eine

andere Vertretung der Arbeiier oder der Angestellten
eines Betriebs, einer Verwaltung oder eines Büros
gegenüber dem Arbeitgeber, so findet eine Errichtung
eines Arbeiterausschusses oder eines Angeste'llenaus-
schnsses auf Grund der tztz 8 bis 11 oder eine
Neuwahl eines etwa bestehende» Ausschusses nach s 7

dieser Verordnung nicht statt.

tz 13.

Die Arbeiterausschüsse und Angestelltenausschüsse
(tztz 7 bis 10 dieser Verordnung) sowie d e Vertre¬

tungen der Arbeiter und der Angestellt ien nach tz l2

dieser Verordnung haben die wirtschaftlichen Interessen
der Arbeiter uns der Angestellten in dem Betr,eue,
der Verwaltung oder dem Büro dem Arbeitgeber
gegenüber wahrzunehmen. Sie haben in Gemeinschaft
mit dem Arbeitgeber darüber zu wachen, daß in dem

Unternehmen die maßgebenden Tarifverträge durch¬

geführt werden. Soweit eine tarifliche Regelung nicht
besteht, haben die Ausschüsse oder Vertretungen im

Einvernehmen mit den beseitigten wirtschaitlichen Ver»

einigungen der Arbeiter oder der Angestellten bei der

Regelung der Löhne und sonstigen Ärbeitsverhaltnisse
mitzuwirken. Es liegt ihnen ob, das gute C nver-

nehmen innerhalb der Arbeiterschaft oder Angestettten-
schaft sowie. zwischen diesen und dem Arbeitgeber zu

fördern. Außerdem haben ste ibr Augenmerk auf die

Bekämpfung dcr Unfall- und Gesund ^ tsgefabren in

dem Betriebe, der Verwaltung oder dem Büro zu

richten und bei Betrieben, die unter Ti>el Vll der

Gewerbeordnung fallen, die Gewerveaussichtsbeamten,
im übrigen andere in Betracht kommende Sietlen bei

dieser Bekämpfung durch Anregungen, Beratung und

Auskunft zu unterstützen.

Auf Verlangen von mindestens einem Viertel der

Mitgliieder des Arbeiter- oder Angestelltenausschuses
muß eine Sitzung anberaumt und der beantragte Be¬

ratungsgegenstand auf die Tagesordnung gesetzt
werden.

Wegen des Rechtes der Arbeiterausschüsse und der

Angestelltenausschüsse sowie der Vertretungen nach 6 iz

dieser Verordnung zur Anrusunq der Schlichtungsaus«
schüsse oder anderer Einignngs- oder Schlichtunqs«

stellen bestimmt § 20 dieser Verordnung das Nähere.

Die Besugnis der wirischastlichen Vereinigungen
von Arbeitern und Angestellten, die Interessen ibrer

Mitglieder zu vertreten, wird durch die Vorschristen
in Abs. 1 bis 3 nicht berührt. Ihre bevollmächtigten
Vertreter sind, sofern sie im Einverständnisse mit oem

Arveiter« oder Angestelltenausschuß oder als dessen

Beauftragte auftrelen, als verhandlungsberechiigt anzu¬

erkennen.

Z 14.

Den Arbeitgebern und ihren Vertretern ist unter»

sagt, ihre Arbeiter oder Angestellten in der Ausübung
des Wahlrechts bei den Wahlen zu den Arbeiter- oder

Angestelltcnausschüsseu oder in der Uebernahme oder

Ausübung der Tätigkeit als Mitglied eines solchen
Ausschusses zu beschränken oder sie wegen der Ueber¬

nahme oder der Art der Ausübung zu benachteiligen.

Versäumung von Arbeitszeit infolge der Wablen oder

der Zugehörigkeit zu den Ausschüssen darf eine Min¬

derung der Entlohnung nicht zur Folge haben. Ver¬

tragsbestimmungen, die diesen Vorschristen zuwider«
laufen, sind nichtig.

Die Vor^chrülen im Abs. 1 gelten entsprechend
zugunsten dcr im tz 12 dieser Verordnung bezeich¬
neten Vertretungen von Arbeitern oder Angestellten.

Arbeitgeber oder ihre Vertreter, die gegen di«

Bestimmungen in Abs. 1 oder 2 verstoßen, werden

mit Geldstrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Hast
bestraft, sofern nicht nach anderen gesetzlichen Vor>

fchriften härtere Strafe eintritt.

III. Abschnitt.

Schlichtung von Arbeits streitigFeiten.
tz 15.

Zum Zwecke der Schlichtung von Arbeitsstreitig«
keilen werden bis zu anderweitiger gesetzlicher Rege¬
lung, vorbehaltlich des tz 19 dieser Verordnung,
sür die Bezirke der nach dem Gesetz übe,
den vaterländischen Hilfsdienst (ß g Abs. 2 und K1«
Abs. 3) errichteten oder zugelassenen S ch l t ch t u n g «.

ausschüsse neue Schlichtungsausschüsse am Sid« d«

bisherigen nach Maßgabe der folgend«» Vorschrift«
gebildet:
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Die Schlichtungsausschüsse bestehen aus je zwei

ständigen und je einem unständigen Vertreter der

Arbeitgeber nnd der Arbeitnehmer ihres Bezirkes.

Außerdem kann ein unparteiischer Vorsitzender gemäß

Abf. 4 dieses Paragraphen bestellt werdcn.

Die ständigen Vertreter der Arbeitgeber und der

Arbeitnehmer in den al en Schlichtungsnusjchüsseu nuo

deren Stellvertreter treten in der glichen Eigeuschrft
in die neuen Ausschüsse ein. Für ausscheidende stän¬

dige Vertreter und deren Stellvertreter beruft die

Landeszenlralbehörde des Vundesstaais, in dessen Ge¬

biet sich dcr Sitz des Sch.ichlungsausschusses beiiNet,
andere Vertreter und S ellvcrtrcler, soweit möglich,
auf Grund von Vorschlagslisten, die wirischa t ichs

Vereinigungen von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern

einreichen können.

Beschließt der Schlichtungsansschuß, seine Ge¬

schäfte ohne einen unparteiischen Vorsitzenden führen

zu wollen, so wählt er einen Vorsitzenden und eiacn

Stellvertreter für ihn aus dem Kre.se der ständigen,
Vertreter der Arbeitgeber oder der Arveitnehmer des

Ausschusses. Andernsa.ls wählt er einen unparteiischen
Vorsitzenden und einen solchen Stellvertreter sür Uzn.

Der Ausschuß kann die Zuziehung eines unzartei-

iichen Vorsitzenden auch nur für einzelne Fä.le be¬

schließen und hat dann eincn solchen jewe.ls zu

wählen. Jn allen diescn Fällen ersolgt die Beschluß¬

fassung und die Wahl durch sämtliche ständigen Ver¬

treter und, soweit sie verhindert sind, durch ihre Stell¬

vertreter mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleich¬
heit oder sonst unzureichendem Wahlergebnis ernennt

die Landeszentralbehörde (Abs. 3, Satz 2) einen un¬

parteiischen Vorsitzenden und eincn solchen Stellver¬

treter für ihn.
Die nichtständigen Vertreter der Arbeitgeber und

der Arbeitnehmer werden durch den nnpar.eii chen Vor¬

sitzenden und, wo ein solchcr nicht vorhandcn ist, auf
Seite der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer ze durch
deren ständige Vertreter berusen; sie sind nus der für
die Streitigkeit in Veiracht kommenden Berufsgruippe

zu entnehmen, soweit mög'ich, ebenfills aus Grund

von Vorschlagslisten, die wirt-cha tliche Vcreinigun en

von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern einreichen
können.

Die Einrichtung besonderer Abteilungen (Spruch¬
kammern) für Land- und Forstwirt.chast bleibt zu¬

lässig.
Z 16.

Als ständige und nichtständige Vertreter der Ar¬

beitgeber uud der Arbeitnehmer nnd deren Stellver¬

treter können anch weibliche Personen berusen wcroen.

Im übrigen gelten für die Berufungen und deren Ab¬

lehnung sowie für die Verhältnisse, die bei Aus¬

übung der Amtstätigkeit der Vettreter in Betracht

kommen, die Bestimmungen in KI 3 bis 5, K 6 Abs.
1, ss 7 bis 9,> 12 der Bekann machung vom 21. De¬

zember 1916 (Reichs-Gesetzbl. S. 1111) und im Ar¬

tikel I dcr Bekanntmachung vom 13. November 1917

(Reichs-Gesetzbl. S. 1039) mit der Maßgabe, daß für
die Entscheidung über die Beschwerden nach tz 5 Abs. 3

de? zuerst genannten Bekanntmachung und für die

Festsetzung der Mahngebühr nach § 12 Abs. 1 Satz 3

derselben Bekanntmachung die Landcszentralbehörde
(s 15 Abf. 3 Satz 2 dieser Verordnung) zuständig ist.

§ 17.

Die Schlichtungsausschüsfe haben stets in der im

ß IS Abf. 2 dieser Beiordnung angegebeneu Zu¬
sammensetzung und. falls ein unparteiischer Vor¬

fitzender bestellt ist (§ IS Abs. 4). unter dessen Lei-

tung zu verhandeln und abzustimmen.
Der Vorsitzende vertritt den Ausschuß nach außen,

führt die laufenden Geschäfte, beraumt die Sitzungen
an und leitet die Verhandlungen.

Der unparteiische Vorsitzende hat gleiches Stimm¬

recht wie ein Vertreter der Arbeitgeber oder der Ar.

beitnehmer, der aus den Kreisen dieser Vertreter ge¬

wählte Vorsitzend« hat ein Stimmrccht nur in seiner

Eigenschaft «ls Vertreter seiner Grupp«.

s IS.

..Die LandeszcntralbehSrve (H 15 Abs. 3 SaS 2

dieser Verordnung) bestimmt iin Ei"v.rnc< mcn mit

der Neichsiiliauzöerwaliung die deii Vor,iyeuoe>t Nid

ihren Stellvertretern zu gewährende Vergütung sowi-
die Höhe der Tagegelder und des Ersatzes der r.ct,

wendigen Fahrkosten bei Reisen, die sie in Ausübung
ihrcr TStig.'ett als Vorsitze.»« auszujithren haben.

Die Annahme von Bürokräjtcn und die Regelung
ihrer Bezüge durch den Borsipe.lden bedarf dcr Ge

nchmigüng der Landeszentra^bchiZrde.

Diese hat ferne? sür Beschaffung und Unterhal¬

tung der erforderlichen Geschäftsräume und Geschäfts»
bcdiirsnisse der sch!ichiun^,m-.-,ch^sse Sorge zu

tragen.

Die hierdurch und durch die in Abs, 1. 2 be¬

zeichneten und sonstigen persönlichen Ausgaben sow e

die anderweit durch den Gesch.ftsbetrieb der Schlick»
tungsausichiisse entstehenden Kosten trägt das gleich.
Sie werden von der LanoeSzen.ralbehörk« verauslagt
und uach Bestimmung der Reichssmaiizvenvu.lui'.g o»-

gcfordcrt.
>Das Verfahren vor den Schlichtungsausschüssen

ist gebühren- uus stempclfrei.

8 19.

Fü? die VerZshrsanstaltcn des Rcichs und des

Vundesstaaten, in deren Bereich außer mehreren ört¬

lichen Arbeiter- oder Angeftci tenausschlis.en ein sux
den ganzen Betrieb zuständiger Ze -tralaus chuß be¬

steht, wird eiu bcsondcrcr Schlichtungsaussckuß mit

ausschließlicher Zuständig eit für den ganzen Bereich
jeder Vcrlebrsanstali err.chict. Tie Anrufung dic.es

Sätlichlungsausschusses ii ecst zulässig, nachdem der

Zeutralllusfchuß mit der Strcitigleit befaßt gewesen ist.

Die Zusammensetzung dic es Ausschusses und das

Verfahren vor ihm kann durch Vereinbarung zwischen
der zuständigen Verwaltung und Vereinigungen dn

bon ihr beschäftigten Arbeitnehmer geregelt "werden.

Soweit dies nicht geschehen ist, gel:en die Vorschriften
dieser Verordnung cmiprcchcnd.

s 2«.

Die Schlichtungsausschüsse können von dem Ar¬

beitgebe?, den Brbeiterausjchüssen und den Anae-

steillenausschiksten, den Vertretungen nach § 12 d escr

Verordnung oder, wo ein Ausschuß oder einc Ver¬

tretung nicht besteht, von dcr Arbeiterschaft oder der

Augcstclltcn Schaft angerufen werden, wenn zw ischen
bcidcn Teilen bci Sirc.:,gleiten über dis Löhne ooer

sonstigen Arbeitsverhältnissc eine Einig-.'.ng nicht zu¬

stande gekommen ist uiid nicht bcidc Tc.le ein Ge¬

werbegericht, ein Berggewcrbegcricht, ein Eiutgi'.ugs-
mnt einer Innung odcr eiu Ka.lfmgunsgerich? als

Einigiingsamt anrufen. Mit Zustimmung der ans

Arbeitgeber- oder Arbeitnctnnersci e zur Anrufung be¬

rechtigten können auch w:rtschaltliche Vereinigungen
von Arbeitgebern odcr Arbeitnehmern die SchiicMungs-

ausschüisc anru'en; soweit cs sich um d'e Durchführung
von Tarifverträgen handelt, sind sie hicrzu mich selb,

ständig belügt.
Bei Streitigkeiten, dis au? Grund eines Tarif-

dcrtrggS odcr einer sonstigen Vereinbarung zwischen
Arbeitgebern und Arbeilne.imcr« besondere Einig.i.l's-
odcr Scklichiilngs'iellen zuständig sind, sollen diese

Stellen angerufen werden, und
'

nur, wenn sie nicht

tälig werde'.?, die Schlichtungsaus,'chüsse oder ander«

Eimgungsstellen.
s 21.

Der Schlichtung?anIschuß soll auch selbst d..rauf

hinwirken, daß öinigungsverbandluiigen r r idm

staltfinden, sofern nicht beide Tcilc eine andcrc Eini-

gungssikile anqerussn baben odcr eine tarifvern'g'lich
oder in "ner sonstigen Vercinbgrnng vorgcschene

EinigunaZ' ode! Echl'cktnngsstclle in Betracht kg.nmt.

Jst Kbtt'-r« de? Fält, die Einigungs» odcr Schlich»

ttmas,'^ '» '.l'»r N'?cb von keinen, Teile angeruscn, so

soll 5>.- Vv.i'g.''aussckub den Beteiligten diese

«nrufi'no «e?lelx,'?a und. falls ste trotzdem unterdZeiW
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od« nicht zu einer Verhandlung führt, selbst Eini¬

gungsverhandlungen einteilen.

s 22.

ZnWndig ist der Schlichtungsausschnß, in dessen
Bezirk die beteiligten Arbeitnehmer beschäft gt sind.
Sind diese in den Bezirken mehrerer Schlichtungsaus-
schüsse beschäftigt, so ist derjenige zuständig, der zu»

erst angerufen worden ist. Im Zweifel ent.cheidei das

Neichsarbeitsamt, welcher von mehreren angerusenen
Gch^chtungsausschüssen zustündig ist.

Jn wichtigen Fällen kann das Neichsarbeitsamt
die Durchführung des Einigungs- und Schieds»
Verfahrens selbst übernehmen oder ste einer anderen

Schllchlttngsstelle, insbejondere einer bundesstaatlichen,
überlmscn. Jn beiden Fällen müssen bei der Ver»

Handlung und der Abgabe des Schiedsspruchs Per»

treier der Arbeitgeber uns der Arbeitnehmer in gleicher
Zahl als Beisitzer mitwirken.

s 23.

Der Vorsitzende des Schlichtungsausschusses ist be¬

fugt, zur Einleitung der Verhandlung und in deren

Verlauf an dcu Streitigkeiten- beteilig.« Personen vor¬

zuladen und zu vernehmen. Er kann für den Fall
des Nichterscheinens eine Geldstrafe bis zu einhundert
Mar? androhen und bei unentschuldiglem Ausbleiben

sestsetzcn. Gegen die Festsetzung der Strafe findet
binncu citser zweiwöchigen Frist nach der Zustellung
des Strafbescheids Beschwerde statt. Ueber die Be¬

schwerde entscheidet die Landeszentralbehördc (Z IS

Abs. 3 Satz z dieser Verordnung). Für die Bei¬

treibung der Strafe gilt ß 12 der Bekanntmachung
vom Dezember 1916 lReichs-Gesetzbl. S. 1411)
in Verbindung mit K 16 Satz 2 dieser Verordnung
entsprechend.

Eine Vertretung beteiligter Personen durch deren

allgcmeine Stellvertreter, Prokuristen oder Betriebs¬
leiter sowie durch Vertreter wirtschaftlicher Vereini¬

gungen von Arbeitgebern oder Arbeitnehmern ist zu»

lässig.

s 24.

Der SchlichtungsausicKuß hat durch Vernehmung
beider Teile die Streitpunkte und die sür ihre Beur¬

teilung in Betracht kommenden Verhältnisse festzu¬
stellen.

Er ist besiigl, selbst oder durch seinen Vorsitzen¬
den zur Aufklärung der in Betracht kommenden Ver¬

hältnisse Auskunjtsperfoncn vorzuladen und zu ver¬

nehmen.

Jedem Mitglied des Schlichtungsausschusses steht
das Recht zn, Fragen an die Vertreter und Aus»

kunstZpeisoncn zu richten.

s 23.

Nach erfolg ter Klarstellung der Verhältnisse ist
jedem Teile Gelegenheit zu geben, sich in gemein¬
samer Bernandlimg ,,ber das Vorbringen des anderen

Teiles sowie über die vorliegenden Aussagen der

Auslunftsverson-n zu äußern. Demnächst ist zu Ver¬

suchen, eine Einigung zwischen den streitenden Teilen

herbeizuführen,

s 26.

Komnit einc Vereinbarung zustande, Io ist ihr
Inhalt durch eiue tunlichst von samilichen Mitgliedern
des SchlichtungsauS.Ainsses und vou den Vertretern
beider Teile zil unterzeichnende Bekanntmachung zn
veröffentlichen, sofern nicht beide Teile darüber einig
sind, da« die Veröffentlichung unterbleiben soll. Hat
eine wirtschaftliche Vereinigung von Arbeitgebern oder
Slrbeitnebmccn gemäß H II) Abs. 1 Satz 2 dieser
Verordnung dcn Schlichtungsausschnß angerufen, so
sind ihre bevollmächtigten Vertreter zur Unierzeichnung
der Bekanntmachung befugt. Das gleiche gilt, wenn

eine solche Vereinigung im Einverständnisse mit einem
Arbeüer» oder Angestelltenausschuß oder als dessen
Beauftragte bei de, gemeinsamen Verhandlung und
dem Etnigungsversuch aufgetreten ist.

ß 27.

Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, fo hat
der Schlichtungsausfchuß einen Sch.edsspruch abzu»
geben, der sich auf alle zwischen den Parteien stremge
Fragen zu erstrecken hat.

Bei dem Schiedsspruch dürfen Personen, die an

der einzelnen Streitsache als Arbeitgeber oder als

Mitglieder des Arbeiterausschusses, des Angeftel.ten,
ausschusses oder der Arbeitervertretung im Sinne des

s 12 dieser Verordnung oder als Mitglieder der Ar¬

beiterschaft oder der Angestelltenschaft beteiligt find
oder gewesen sind, nicht mmvlrlen. Wiro ci'.eco^r^
die Abgabe eines Schiedsspruchs unmöglich, fo hat der

Vorsitzende das Reichsarbeitsamt um Ueberweisung der

Angelegenheit an einen anderen Schlichtunqsausschutz
oder eine sonstige Schlichtungsstelle zu ersuchen.

Ein Schiedsspruch ist auch dann abzugeben, wenn

einer der beiden Teile nicht erscheint »der nicht ver¬

handelt.
Die Beschlußfassung über den Schiedsspruch er¬

folgt mit einfacher Stimmenmehrheit. Stehen bei der

Beschlußfassung über den Schiedsspruch die Stimmen

sämtlicher Vertreter der Arbeitgeber denjenigen samt-
licher Vertreter der Arbeitnehmer gegenüber uns ist
ein unparteiischer Vorsitzender nicht vorhanden, so hat
der Vorsitzende festzustellen, daß ein Schiedsspruch nicht
zustande gekommen ist. - Das gle'cbe ailt bei Vor»

Handensein eines unparteiischen Vorsitzenden, wenn

dieser sich der Stimme enthält.

§ 28.

Jst ein Schiedsspruch zustande gekommen, so ist
er beiden Teilen mit der Aufforderung zu eröffnen,
stch binnen einer zu bestimmenden Frist darüber zu
erklären, ob ste sich dem Schiedsspruch unterwerfen.
Wird binnen der bestimmten Frist keine Erklärung ab¬

gegeben, so gilt die Unterwerfung als abgelehnt.
Nach Ablauf der Frist hat der Schlicbtungsaus<<

schuß eine tunlichst von seinen sSm'lichen Mitgliedern
unterzeichnete öffentliche Bekanntmachung zu erlassen,
die den abgegebenen Schiedsspruch und die daraus ab¬

gegebenen Erklärungen der Parteien enthält.

§ 29.

Jst weder eine Vereinbarung (H 26 dieser Ver¬

ordnung) noch ein Schiedsspruch zustande gekommen,
so hat dies der Vorsitzende des Schlichtungsausschusses
öffentlich bekanntzumachen.

s so.

Ueber Beschwerden, welche die Geschäftsführung
des Schlichtungsausschusses oder se nes Vorsitzenden
betreffen, entscheidet die Landeszentralbehördc (S 15
Abs. 3 Satz 2 dieser Verordnung). D-ese entscheidet
ferner auf Beschwerde, wenn der Vorsitzende oder ein

Mitglied des Schlichlunqsausschusses wegen Besorgnis
der Befangenheit abgelehnt worden ist und der Schilich¬
tungsausschuß der Ablehnung keine Folge gegeben bat.

Jn beiden Fällen müssen bei der Entscheidung
und, soweit eine Perhandlung stattfindet, auch bei

diefer Vertreter der Arbeitgeber und der Arbeitnehm«
in gleicher Zahl als Beisitzer mitwirken.

IV. Abschnitt.

Schlufzbestimmungen.

s 31.

Das Reichsarbeitsamt »nd die Landeszentralbe¬
hörden können die ihnen durch diese Verordnung zu»
gewiesenen Aufgaben ganz oder teilweise anderen Be¬

hörden übertragen.
Z 82.

Diese Verordnung hat Gesetzeskraft und tritt mit

ihrer Verkündung in Kraft.

Berlin, den 23. Dezember 1918.

Der Rat der Volksbeauftragte«.
Ebert. Haase.

Der Staatssekretär des ReichsarbeitsanttA.
Bauer.



Nr. 3 - 1919 Handlungsgehilfen-Zeitung 23

Lohnbewegungen Gvoss-öerUn.

Die Angestellten der Firma Marimal-Apparate-

Fabrik Paul Willmann. Blücherstr. 12 fordern an

Entjchuldungssummen:
Trotz mehrfacher Verhandlungen hatte sich die

Firma nur zur Bewilligung von 15 000 Mk. ent¬

schließen können, so dasz die Angestellten schließlich

den Schlichmngsausschusz in Anspruch nahmen.

Hier wurde ihnen als angemessene Entschädigungs¬

summe die Gesamtsumme von 30 0V0 Mk. zuge¬

billigt, wovon etwa 8000 Mk. für gezahlte Weih¬

nachtsgratifikationen nicht in Anrechnung kommen

sollten.
Die Angestellten der Firma F. Buizke, Lran-

denburgstr. 75 erzielten durch Verhandtungen des

Zentralverbandes der Handlungsgehilfen und des

Werkmeister-Verbandes mit der Firma die Bewilli¬

gung eines Betrages von 40 000 Mk. als einma¬

lige Entschuldungssumme. Die Verteilung geschieht
durch den Angestelltenousschusz, wobei die minder

Besoldeten stärker berücksichtigt werden sollen.
Die Elektrizitäts-Geselischaft „Sanitas" hatte

ihren Angestellten entsprechend dem Bericht der vo»

rigen Zeitung Entschuldungssummen bewilligt.
Ueber die Gehaltssrage kam eine definitive Rege¬

lung nicht zustande, so dasz auch hier der Schlich-

tungsausschug angerusen wurde. Es gelang, sür

sämtliche Angestellte eine Gehaltszulage durchzu¬

setzen, die sich aber nur in bescheidenen Grenzen

bewegt und sicher keine dauernde Regelung bedeutet.

Sobald die Geschäftslage eine günstigere werden

sollte, wird in diesem Falle eine neue Verhand¬

lung sich notwendig machen.
Der Streik bei dem Jnvalidendank bezweckte

Gehaltsaufbesserungen zwischen 15 und 25 Proz.
Es schweben indes noch weitere Verhandlungen

für einen Tcil der Angestellten und für die Ge¬

samtheit in bezug auf die Entschuldungssummen.

Für vier aus dem Betriebe ausgeschiedene Kollegen
wurden Enlschuldungssummen, insgesamt 4925

Mark, erzielt.
Der Streik bei der Wirtschaftsgenossenschaft Ber¬

liner Grundbesitzer ist durch die Bewilligung der

Forderungen der Angestellten beendet. Es wurde

sür das Kontorpersonal an Enlschuldungssummen
der Betrag von «5 000 Mk. bewilligt/die durch
den Angestelttenausschufz zur Verteilung gelangen

sollten. Die Auszenbeamten erzielten eine Erhöhung

ihrer Spesen, Bezahlung der Sonntagsarbeit, Ent¬

schuldungsbeträge von 500 Mk. für Verheiratete,
800 Mk. sür Ledige, sowie eine Gehaltserhöhung
um 50 Proz. des bisher gezahlten Gehalts.

Ferner erhalten alle Angestcllten Erholungs¬
urlaub und zwar im ersten Jahre 7 Tage, vom

zweiten Jahre ab 14 Tage und vom fünften Jahre
ab drei Wochen. Die neuen Gehaltssätze traten am

1. Januar 1919 in Kraft. Die Auszahlung der

Entschuldungssumme erfolgt sosort.

Krsniberg.
Durck die Revolution sind auch die Bromber»

ger Handelsangestellten endlich aus dem Schlas ge-

MtteÜ worden. Eine Ortsgruppe des Zentralver¬

bandes konnte gegründet werden, die jetzt einige

Wochen nach der Gründung schon weit über 100

Mitglieder zählt. Am 13. Dezember sand in der

Aula der Knaben-Mittelschule die erste öffentliche
Versammlung der neuen Ortsgruppe statt, in der

Kollege Wachsner-Breslau über „Revolu¬
tion und Angestellte" sprach. Seine Ausführungen
ernteten lebhaften Beifall der gutbesuchten Versamm¬

lung. An der freien Aussprache, die dem Vortrug

folgte, beteiligten sich Vertreterinnen des Kausmän-
nischen Verbandes weiblicher Angestellter und des

Katholischen Verbandes weiblicher Angestellter.
Kollege Wachsner trat ihnen in seinem Schlußwort

entgegen und wies daraus hin, das; nur durch ge¬

meinsame Arbeit beider Geschlechter ohne Unter¬

schied der Konfession und zwar im Zentralverband
der Handlungsgehilfen die wirtschaftliche Freiheit
der Angestellten erkämpft werden könne. Dem

wurde allseitig zugestimmt und traten eine gröizere
Anzahl der Anwesenden dem Zentralverband bei.

Weitere Anmeldungen werden bei dem Kollegen
Georg Machunze, Danzigerftr. 43 ent¬

gegengenommen.

ZngesteNten-Versammwng.
Der Zeutralverbanö öer Handluugsgehilscn, Orts¬

gruppe Frankfurt a M., veranstaltete am Donners¬

tag, dcn S. Dezember UZ18, im großen Sual der Börse
eine Versammlung der kaufmännische» Angestellten
die sehr gut besucht war. Sta?t.'?rordne.er Gras
sprach über das Tbema: Die Angestellten und die

neue Zeit. Die Folgen des Krieges, jo fährte der

Redner aus. lasten sehr schwer auf unseren, Volt.

Diese Lasten wcrdcn aber unerträglich, wcnn nich, o e

Organisationen der Arbeiterschaft ihre ganze Kraft
in die Dienste der Demobilmachung gestel t hät en.

So sei nur ein Chaos verhütet wo,ocn, das für das

gesamte deutsche Volk das größte linglick gewe.en

wäre. Durch die Macht der Gcwcrkschg teu sind die

Arbeiier beute imstande, ibre Rcch e restlos durch zu»

seyen. Daraus müßten auch die Angestcif en ter, en.

Die alten kaufmännischen Orgauisaiiouen sind wertlos.

Ihr Schicksal it heute besiegelt und dcr gewerkschaft¬
liche Zusammenschluß marschiert auch bei dcn Ange¬

stellten. Wenn auch heute noch die kauftnänu s,.t,e»

Großz'irmen willkürlich Entlassungen und Mas'reie»

lungen vorncbmcn, tränen die Angcstcl tcn se.bst die

Schuld, da sie noch nicht einmütig hinter dcr gewerk¬
schaftlichen Organisation der Augesieilicn stchcn. Tau¬

sende haben zwar in Frankfurt dcn Weg zum Zen¬
tralverband der Handlungsgchilscn gelinge!,, aber

Tausende stehen auch noch abseits in iwllcr Unkennt¬

nis über ihre wirtschaftliche Avhäng'gleit. Dic An¬

gestellten verlanget! die Sozialisicrüug dcr Krojibe-

tr-cbe, denn nur dadurch kaun eine Sicherung ihrer

Eristenz und eiue Verbesserung ihrer winschgftlichen

Lage erreicht wecdcn. Deshalb haben auch die An¬

gestellten das größte Interesse an citier sozialisii ^n

Republik, da eine bürger ich? Republik wie in Fr.inb
reich dieselben Auswüchse dcs Kapitals vor unb

während des Krieges zeitigen würde. Die Ange¬

stellten müssen ibr Schicksal selbst bestimmen und das

erreichen ste durch den Zusannnenschluß im gewerk¬

schaftlichen Zentralverband dcr HandlUttgsgehilfen.

Jn der sehr lebhaften Diskussion fnndcn di«

Ausführungen des Nescreuten allseitige Zustimmung.
Verbandsbcamtcr Bach wies ans die Prakti'en einzel¬

ner Großbetriebe hin, politisch und gewerkschanlich

Organisierte auch heute noch auf die Straße zu seyen.

Ein sehr ernstes Wort müsse mit diesen Firmen ge¬

redet werden. Fräulein Oster trat besonders für die

weiblichen Angestellten «in. Herr Mayer und Herr
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Feustel wiesen nochmals auf die Notwendigkeit des

»ewerlschaftlichen Zusammenschlusses hin, denn die

Zeiten seien zu ernst, um abseits dcr Organisation
zu stehen.

Mit einem kräftigen und beifällig ausgenomme¬
nen Schlußwort des Referenten fand die prächtige
Versammlung ihr Ende.

Eine Angcstelltenversammlung der Ehem. Fabrik
Griesheim-Eieknon tagte am IS Dezember im großen
Börjensaal. Verbandsbeamter Bach voin Zentralver-
band der Handlungsgehilfen, Bezirk Frankfurt a. M.,
Gewerkschastshaus, erstattete Ver.chr über die stm:ge-
Zundeneu Verhandlungen. Anschließend daran kriti.
Kerle der Redner die Stellungnahme der Direktion zu
pen Forderungen des Zentralverbandes. Von den

Angestellten sowie vom Persmmlausschuß und der Or¬

ganisation muß auf jeden Fall verlangt werden, daß
Entlassungen, Kündigungen und Gehaltsändernngen
usw. nur nach Anhörung und Zustimmung des Aus¬

schusses ersolgen dürfen. Dies sei das mindeste Recht
der Angestellten, denn es geht nicht an, daß einzelne
Direktoren ganz willkürlich die Entlassungen vor¬

nehmen, ohne daß der Ausschuß ein Wort mitsprechen
darf. Die Angestclltcn müssen ein Mitbestiiiimungs»
rccht über ihr Schicksal erhaben. Die Firma ist über

die Leitsätze des Zentralverbandes be r. Kündigungen
bon Kriegsangestelllen unterrichtet worden.

Kündigungen sollen möglichst vermieden werden,
wo dieses jedoch nicht möglich ist, sollen folgende
Leitsätze beachtet werdcn, wonach zuerst zu entlassen
sind:

1. Landwirte, oder solche, die vor ihrer Einstellung
in landwirtschaftlichen Vetri.'ben tälig waren.

Söhne oder Töchler von Landwirten.

2. AltpensionSre oder Leute, die durch Besitz oder

anderweitige Zuwendungen ihren Lebcnsunter»

halt bestreiten können.

Diese Leitsätze werdcn von dcr Firma nur sebr
wenig beachtet, im Gegenteil kommen Maßregelungen
vor, die deu schärfsten Protest der Organisatiou her¬
vorrufen. Ganz rücksichtslos verjährt d e Firnia mit

Angestellten, die sich der Interessen ihrer Kotlegen
annehmen.

Ter Redner teilte ferncr mit, dnß auch die An¬

gestellten der Ehem. Fabriken in Bitterield den Zen¬
tralverband der Handlungsgcbilsen beauftragt haben,
ihre Interessen am Orle zu ver retcn und die Aus¬
gabe dcr Organisation wird es sein, die berechtigten
Ansprüche mit allen Mitlein zu erstreiten.

Jn dcr sehr lebhasten Aussprache wurden be¬

sonders d'ö Maßregelungen kritisiert nnd ein schnelles
Einschreiten des Vcrbandes vcrlangt. Die Versamm¬
lung beschloß, den Zentralverband der Handlungs¬
gehilfeu mit der Durchführung ihrer Forderungen zu

beuu'tragen.

üüncligunZs- uncl EntlässunFSSperre bis

3 Monate nacb frZeäensscbluss.

Jn einer am Sonnabend, den 21. Dezember 1918

in der Turnhalle Hamburg-St. Pauli stattgefundenen
öffentlichen Angeftelltenversammlung, einberufen von

der Arbeits gemeinschaft freier Angestelltenverbände
wurde obiges Thema von den Herren Flügger,
Bund der technisch-industriellen Beamten, Kühne,
Büroangestellten-Verband und Ehrenteit, Zentral«
verband der Handlungsgehilfen, behandelt. Nach
Aussprache, sn der auch Herr Weingärtner vom

Deutschen Werkmeister-Verband teilnahm, wurde

«instimmig folgende Entschließung gefadt:

Resolution. <

Die heute, den 21. Dezember 1913, in der Turnhalle
St. Pauli, tagend« Versammlung von Angestellten, wendet

stch an die sozialpolitische Abteilung des und S.-RateH
Hamburg init solgendem Anliegen:

Die weitaus überwiegende Mehrzahl der Angestellten,
die schon während des Krieges die schlechtestbezahlte Er»

roerbsklasse und somit das eigentliche Proletariat dar»

stellen, steht jetzt «or völliger Arbeitslosigkeit und Hungers«
not. Das in seiner Macht und Willkür bisher in keiner

Weise eingeschränkte Unternehmertum Hambmgs hat trotz
seiner ungeheuerlichen Kriegsgewinne, vielfach durch Kiin,

digung und Entlassung, Maßregelung und Vertragsbruch
Tausende von Familien der Angestellten mil dem sosor»
tigen Ruin bedroht. Das Unternehmertum sucht hierbei
vor allcm die Angehörigen der gewerkschaftlich organi»
sierten Verbände zn trcssen.

Die Versammlung ersucht dringend den A.- und S.»,
Rat, unverzüglich einzugreifen und mit rückwilkender Kraft
bis zum Tage der Revolution, dem 5. November IglS,
alle Entlassungen bzw. Kündigungen von Angestellten für
ungültig zu erklären und die Kündigung bezw. Entlassung
von Angestellten vorerst bis 3 Monate nach Jriedensschlu>
zu sperren.

Die Versammlung wcist den A.- und S.-Rat fe?ne<
darauf hin, daß in Hamburg leider die einjchneidcnsten
Wirtschaftlichen Angelegenheiten von einem Wirtschaft?«
rat entschieden werden, in dem zur Haupts ,,he tupiialisti,
sche Unt.ruchmer und ihnen verwandte Kreise, nicht aber

die gewerkschaftlich organisierten Angestellten vertreten

sind. Letztere wären aber in erster Linie berufen, in

sozialpolitischen und Wirtschaftsfragen Seite an Seit? die
Arbeiter und Soldaten fachmännisch und zugleich unbeein¬

flußt zu dcraten. Die Versammlung erwartet von dem
A.- und ?..-Rat, daß er sich entschieden gegsi'. jede Willkür
der Unternehmer wendet, auch das Proletariat der An,

gestellten schützt und zu diesem Zwecke unmshend Abgegro«
nete der sreien Gewerkschaften der Angestellten zur Mit»
arbeit in der Exekutive im weitesten Umfange heranzieht.

Arbeitslosen- versz.mnii.ung.
Die Arbeitsgemcinschast der sreien Angestellten¬

verbände in Berlin bcries am Frcitag, den 3. Ja¬
nuar, eine Versammlung aller arbeitslosen Privm«
augcstclltcn, Handlungsgehilfen, Techniker und B^ro«

angestellten ein.
Der Referent Giebel führte in klarer sachlich«,

Art die Ursachen dir heutigen ungeheuren Arvens«

wsigkcit aus und wies darauf hin, daß die Zahl der
Arbeitslohn sich schon jetzt in Berlin auf zirka ll>0 vvg

beziffern dürste. Neben dem gänzlichen Mangel an

Rohprodukten wäre dte Krise vor allen Dingen darauf
zurückzuisiibren, daß die Demobilisierung unseres
Heeres nicht «tappenweife, sondern in einer ung—
heueret! kurzen Zeit stattfinden mußte. Um den plaN.
gegriffenen unettcügttcyen Zustand der Arbeits,ongkeU
zu steuern, sähe er nur die Mittel: Die A,be t i«

weitester.! Maße zu strecken, imd die Jndustnearbeiie«
speziell in den Kohlenrevieren zur möglichsten Ein¬
stellung ihrer Streits im Interesse der gesamten A»

beitnehmerfchaft aufzufordern.
Nach einer lebhasten Diskussion wurde von d«

Versammlung beschlossen, daS Demobilisterungsan^
aufzufordern, aus dem Verordnungswege zu v«r»«,

lassen, daß alle Kriegsteilnehmer sofort wied«,

einzustettcn seien. Dagegen müßten alle Angestellten,
Männer, die noch von der Zeit des Zivildienstgesetzei
her tätig seien, ohne auf diesen Erwerb angew.es«,
zu sein, Frauen, deren Männer zurückgekebrt, wied««
Beschäftigung gefunden hätten — unter allen N«>

ständen ihre Plätze freigeben. Ferner solle infol«
der Notwendigkeit die Arbeitszeit bedeutend herubaM
setzt werden.

Sodann wurde eine Kommission Kits S N'.anK
sierten arbeitssesrn Kreigsteilnkhmern gebildet, der
obliegen sollte, wegen Durchsetzung Kieser Forderung«!
persönlich bei«, DenwbtÄsterungSamt tzorsteUi, M
werde».
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Sektionen cter Verttclierungsangeltellten
im Zentralverbancl ck. ttanälungsgekilfen

Der Angestellte lvar

hatte die schlechteste
Zahlung. Jetzt
Wirtschaftsleben am

München. Jn der am Dienstag, den 14. Ja¬

nuar, im „Wittelsbacher Garten" tagenden Versamm¬

lung reserierre zu Punkt 1 der Tagesordnung Koll.

Bechert über die Zukunft der Vec,tchemngsange-

stellten und die Wiederetilsteuung der Kriegsteilnehmer.
Der Vortragende führte aus, daß die Frage der Zu¬

kunft nicht nur bei den Versicherungsbeamten im be¬

sonderen, sondern auch bei ser gioizen Masse der An¬

gestellten eine brennende sei. Die Angestellienschast

stand noch niemals vor ernsteren Fragen als heme,

der am meisten Unierdrückteste, cr

Behandlung und minimalste Be-

nach 4>5 Kricgsjahren, wo das

Abgrund steht, sind die Aussichten

nicht gerade erfreulich, sondern fast trostlos zu nennen.

Redner streift die kolossale Arbeitslosigkeit in München

und macht auf die Bestrebungen gewisser Arbertgeber-
kreise aufmerksam, die trotz der Teuerung auf den Ab¬

bau der Gehälter hinarbeiten. Bei Punkt 2 der

Tagesordnung kamen Mißstände bei Münchener Ver-

sicherungsgcsellschuften zur Sprache. Die General-

Agentur der Frankfurter Allgemeinen

Vcrsicherungs - Aktien - Gesellschaft
will Kriegsteilnehmer nur mit dem Friedensgehalt
wieder einstellen. Außenbeamten will man nur 15i)

Mark monatlich zahlen. Die Gesellschaft weigert sich,
eine Entschädigung für die jetzt nicht auszuübende
Reisetätigkcit zu entrichten. Dieser Zustand deckt das

ganze Elend der Verstckeiungsangeftellten auf. Jeder
Arbeitslose stellt sich im Durchschnitt noch einmal so hoch

Wie der VersicheruugSangestellle. der auch sonst finanzicll
hinter jedem Arbeiter zurückgeblieben ist. Die Arvener

haben sich höhere Löhne durch geschlossene gewerkschaft¬
liche Organisationen erkämpft, wahrend die Vcrsiche-

rungsangestellten stch bisher immer auf Bitten uns

Betteln verlegten statt den GeseUschaftsvertretern mann¬

haft und ausrecht gegenüber zu neun. — Bei der

Süddeeitschen R ückver sicher« ngs»
Aktien-Gesellschaft sind Maksenkünloigungen

zu verzeichnen. 42 Angestellte erhielten zwei

Tage vvr Weihnachten die Kündigung zum Sl. M"rz
1919. Unter den Gekündigten befinden sich 13 Kriegs¬
teilnehmer und Familienväter mit 11 bis 22 Dienst¬

jahren. Bei Austritt gehen sie aller Ansprüche an

«ine sogenannte Zufchußpensionskasse der Gesellschaft
verlustig und erhalten nur die geleisteten Peusions-
beiträge zurück! An die Frauen der im Felde be¬

find liehen Heeresangebörigen wurden zwar die recht

dürftigen Friedensgehälter, allerdings umcr Abzug der

Hecresbezüge und iu einzelnen Fällen auch der Reichs-

unterstütznng, Weilerhin entrichtet, ohne daß jedoch
eine Rückzahlung letzterer cm dcn Wohlfahrtsausschuß
seitens der Süddeutschen Rückversicherung erfolgte. Von

den weiblichen Angestellten wurden jetzt nicht
jüngeren, zuletzt eingestelltcn Kräfte, sondern die

ren Damen entlassen, um mit einem Schlage
gleichzeitig Gehaltseinsparungen zu crziclcn. Alle

tussionsredner geißelten das unsoziale und

lischt Gebaren der^ Firnia. Charakteristische

die

älte-

auch
Dis«

nnmora-

Schrift-

stücke kamen zur Verlesung, die eine gute Handhabe
zum Vorgehen gegen dieses rücksichtslose Unternehmer¬
tum bieten. Daß auch dte Behandlung eine schlechte
ist und stch unter diesen anormalen Verhältnissen ein

rüSenbeugcndeS Kriechertum breit macht, bedarf keines

Hinweises mehr. Dcr Angestelltenausschuß bestand bis

vor kurzem gesetzwidrig aus 2 Prokuristen und i Be¬

amten und ist auch jetzt in anderer Zusammensetzung
«in ohnmächtiges Dekorationsstück, da ihm der Rück»

halt an ein« großen Organisation fehlt. Der Direktor,
Kommerzienrat Dr. Schultz, sozial gefühllos und or»

»anisationsseindlich, ist für keinen der Gekündigten zu

»rechen. Angeblich sollen die Kündigungen insolge
««rtsall« des überseeischen Geschäfts ersolgen. Von

«nem Beteiligten wurde treffend betont, daß die An»

UMlten der Gesellschaft an den traurigen Verhält»

^
Nissen selbst die Schuld tragen, da st« es bisher ver¬

absäumten, sich einer großen leistungsfähigen OB«

ganisation auf gewerkschaftlicher Grundlage anzu¬
schließen. Die Ausführungen aller Beteiligten erregt««
helle Entrüstung. Folgende Entschließungen gelaugte»
zur Annahme: „Die Versammlung stellt an die Di«
rektionen solgende Forderungen: Tie zum Heere ein»
berufenen Kriegsteilnehmer, welche zum Zeitpunkt
ihrer Einberufung im Dienste der Gesellschaft g«°
standen sind und sich zur Wiederarbeit meiden, sins
einzustellen und zwar auf den gleichen Posten, den
ste vor ihrer Einberufung inne hatten. Dabei ist ein
Gehalt zu gewähren, das den während des Kriege«
ersolgten Gehaltserhöhungen der Nichieinberusenen an,

geglichen ist. Soweit durch die Wiederverwendung der

Kriegsteilnehmer andere Angestellte überflüssig werden,
sind Kündigungen von Kriegsaushil»
fen im Einvernehmen mit dem vorschriftsmäßig in
geheimer Wahl gemahlten Angestelltenausschuß der

Gelcllschast nur nach folgenden Gesichtspunkten vorzu¬
nehmen:

«,) Diejenigen Angestellten, die auf das Arbeitsein¬
kommen bei der Firma nicht angewiesen sind;

d) diejenigen Frauen, deren Männer eine gesichert«
Eristenz haben:

«) ledige Angestellte, deren Unterhalt auch ohn«
eigenen Erwerb gesichert ist:

cy weibliche Angestellte unter 17 Jahren."
Ferner folgende Entschließung:
„Die anwesenden Angestellten der Süddeutschen

Rückverstcherungs-Aktien-Gesellschast beauftragen di,

Sektion der Versicherungsangesielllen tm Zentralverband
der Handlungsgehilfen mit der Direktion in Verbin¬

dung zu treten, damit die Kriegsteilnehmer und

weiblichen Angestellten wieder eingestellt und deren

Rechte jederzeit gewahrt werden."

Schließlich wurde eine Kommission bestimmt, um

im Ministerium für soziale Fürsorge Beschwerde zu

führen.
*

.
*

Auch in der Friedrich Wilhelm-Lebens-
versicherungs'Akticn-Gesellschaft, Filialdirektion für ^üd-

dcutschland in München, soll nach einer Erklärung det

Direktors zum 1. Februar eine größere Anzabl von

weiblichen organisierten Angestellten mit vierwöchenl,
lieber Kündigungsfrist entlassen lverden, um ehemaligen
Heeresangebörigen Platz zu machcn. Der Leiter d«

Filialdirektion erkennt die dreimonatige Kündigungs»
srist nicht an und will es gegebenenfalls auf eine ge»

richtliche Entscheidung ankommen lassen. Ferner ev>

klärte die hiesige Filialdirekfton, die von der bar,«,

rifchen Regierung erlassenen Gesetze gelten für sie nichtl

Erfreulicherweise haben indes die Versicherunqs»
angestellten die Zeichen dcr Zeit cndlich verstanden.

Die immer zahlreicheren Beuri tZcrklärungen bewei,en
dcn Vormarsch der gewerkschaftlichen Orhanisalton.

Wir sind in erster Linie Ange¬
stellte und erst in zweiter Linie Be»
amte! Schlagen wir dabei zur Verbesserung unsern

Lage die glcichcn Wege ein wie die Arbeiter! An¬

meldungen znr Sektion der Versichernngsange'tellten
werden im Verbandsbüro, Pestalozzistrasie 4g/42

(Gewcrkschgftsbaus, Erdgeschoß), Tel. Sl 043, ent»

gegengenommen.

Bankangestellte.

Bayerische Hypotheken- und Wechfelbank,
München. Auch bei der Tepoiabteilung der Bar,«-

rischeu Hypotheken- und Wechfclbnnk scheint wenig
Verständnis für die sozialen Forderungen der Neu¬

zeit zu besteben. Nachdem etwa 8 Tage lang wie in

fast allen anderen Bclricbcn die durchgehende Ar¬

beitszeit von 8—3 Uhr eingeführt war, wurde mit

den Angestellten eine Bürozeit von 8—12^ Uhr
und von 3—^6 Uhr vereinbart. Für freiwilliges
Nacharbeiten bis abends 3 Uhr wurde eine eigene

Vergütung in Aussicht gestellt. Am 3. Januar wurde
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Imrch die Direktion der Depotabteilung neuerdings die !

Bürozeit geändert und ohne besondere Entschädigung
Sie Arbeitszeit bis abends 8 Uhr verlängert. Am

Dreikonigstcig (6. Januar), wo a,te anderen Betriebe

Kienen, mußten die Angestellten ohne besondere Ver¬

gütung dcn ganzen Tag arbeiten. Hier tut Abhilfe
«ringend not.

Aus ciem Tentralvsz'bAnck.

Mitteilung,
lich an das

Verbindung
Verwaltung

Beitrittserklärungen bitten wir uns nur auf
den vorgedruckten Formularen einzu¬
reichen. Dieselben sind in beliebiger Anzahl erhältlich.

Die Zustellung der neuen Mitglieds-
b ü ch e r bedingt bei der Fülle dcr Neuanfnaymen
sine gewisse Frist. Als Legitimation wcrden bis zum

Eingang der Mihglicdsbüchcr Ausweiskarten

ausgestellt, die die Stelle angeben, bei der die Aus¬
nahme in den Verband vollzogen wurde.

Wcr. noch keine Ausweiskarie odcr Mitgliedsbuch
«halten bat, wende sich an seinen Funktionär.

Wahl von Vertrauenspersonen.
Noch stehen viele Betriebe aus. Wir bitten daher die

wer Funktionär ist, so schnell wie mog-
Verbandsbüro weiterzulciicn. Tie daucrnoe

der organisicrten Kollegen mit der Orts-

erfordcrt, daß iit allen Be.rieben van Mi¬

seren Mitgliedern Funktionäre gewählt werden. Iu
«roheren Betrieben wird es notwendig seit!, in jeder
Abteilung einen Vertrauensmann einzusetzen. Nach den

zrgangenen Verordnungen haben diese Vertrauensleute

der freien Gewerkschaften alle organisatorischen Maß-
»ahmcn, Agitation, Beitragszahlung usw, im Be.riebe

mit zu versehen und dürfen von den Gesch.istsieiiun-
zen in der Ausübung dicser Tätigkeit nicht behindert
Wcrden. Die gewählten Vcrlrauensversoncu sind unter

Angabe des Namens und der Privatadresse und Be¬

nennung desj, Betriebes fchristlich dem VerbandSbüro

Aufzugeben. Größere Bctricbc wählen einen Obmann
der Vcrirauenslcute und reichen eine Gesamtaufstellung
der Gewählten mit Angabe der Abteilung des e n-

zelnen Fnnkiionärs ein. Die gewählten und geniete¬
ten Vertrauenspersonen erhalten von der Ortsverwal¬

tung eincn Ausweis.

Sln die Postabonnente»! Wir bitten die Leser
ber Handlungsgehilfen-Zeitung, bei unpünktlicher Zu¬
stellung der Zcitung oder beim Nichtcinlreffen der¬

selben, zuerst bei dem zuständigen Postamt vorstellig
zu werdcn. Besonders aus den Großstädten kommen

Klagen über unpünktliche Zustellung.- Die Zustellung
Wird bedeutend erschwert, wenn postalische Straßcu-
verzeichnissc sür die einzelnen Postämter uicht zu be¬

kommen siiid. Die Posibcbörde vcrlangt Wohl von

unscrcn Erpeditiouen, daß sie bei Ausstellung dcr Ver¬

sandt istcn die Einstellung der Straßen nach dcn zu¬

ständigen Postämtern vornehmen, nicht immer stehen
«ber den Expeditionen solchc Verzeichnisse zu^ Ver¬

fügung. So' wandte sich zum Beispiel unsere Bcr-

jiner Ortsgruppe vergeblich an die zuständige Post-
hehörde, um postalische Straßenverzeichnisse zu be«

Zommeu. Die Ortsgruppe bekam zur Antwort, daß
^>ie letzte Auflage dcs Straßenverzeichnisses vergriffen
zft" und daß „soweit hier bekannt, eine Neuauflage
zur Zeit nicht in Aussicht genommen" fei. Die Post-
gbonncnten wollen also bei Unregelmäßigkeit in der

Keitungszustelluug solche Begleitumstände berücksichtigen.
Die Erpedltl«n.

Hamburg. Mitglieder-Versammlung am

Donnerstag, dcn l6. Januar, abcnds 7'/, Uhr, im Geroerk-

schaftshlus. Zum I.Punkt der Tagesordnung: „Die wirt¬

schaftliche Lage Deutschlands und die Vergesellschaftung der

Produktionsmittel", svricht der Leiter der G.-S.-G., Herr
H. Lorenz. Im Auftrage der BezirkZoerwaltung be»

sründete alsdann der Kollege S ch ü t t z» Punkt 2 de«

Tagesordnung die erforderliche Erhöhung v« Ortsbeiträge.
Ohne Diskussion wurde der Erhöhung zugestimmt. Die

Beiträge für den Bezirk Hamburg stellen sich ab l. April
!S!9 wie nachstehend: l. Klaffe«.— Mk., 2. Klasse Ü.KOMk.,
«. «lass« 2.- Mk., 4. «lass« 1.6« Mk^ S. «lass« —.SO Mk.

pro Monat. Zum S. Punkt der Tagesordnung: „Verband»»
angelegenheiten", wird u. a. beschlossen, die Anstellung «o«

Berbandsbeamrcn für den Bezirk Hamburg der Orts»

Verwaltung zu übertragen. Die von mehr als «<«>

Personen besuchte Mitgliederversammlung war getragen
von dem Gcist dcr Eintracht und dem Entschluß mit allen

Kräften für de» Ausbau dcs Bezirks zu sorgen.
Bochum. Daß der „Geist der neuen Zeit" auch

die kaufmännischen Angestellten erfaßt hat, bewies die
am 13. Januar im „Bochumer Hof", dem größte«
Saale hiesiger Stadt, abgehaltene Versammlung de«

Kaushausangcstelltcn. Zirta LUV Personen waren an¬

wesend. Den erschienenen Arbeitgebern konnte die An,
Wesenheit nicht gestattet werdcn, da die Angestellten
dagegen protestierten. Das Thema: „Die Forderungen
dcr Angestellten" wurde vom Kollcgcn Ucko-Berlin in

fachlicher Weise, oftmals unterbrochen von starkem Bei¬
fall, bchandclt. Er geißelte das Gebaren einzelner
Firmcn, die wohl bei Kriegsbeginn sofort Abzüge
mgchieu, jctzt abcr, trotz gmem Geschäftsgang, kein«

Zulagen gcwähren ivtxlten, Erst g., Ankündigung der

Versammlung Hütte cine Wendung zum Vesiercn ge¬
bracht. Hielten cs doch einige Inhaber siir raisarn,
noch am Tage dcr Persammlung sich zu GeKalls.rus«
besserlingen zu bequemen. DaS böse Eelvi ien und
die Angst vor dcr Oeffentlichkeit hatte ihnen kein«
Nuhe gela,'en, Besondcrcn Beisall fand die Forde¬
rung dcr Sonntagsruhe und des 6 Uhr-Ladenschlusses.
Einc Diskussion fand nur in zustimmendem Sinnc statt.

Folgende Resolution fand gegen eine Stimu«
(Vertreter des D. H.-V.) Annahme:

Resolution.
„Die am 13. d. Mts. im großen Saal«

des „Bochumer Hofs" überaus zahl¬
reich versammelten- kaufmännischen
Angestcllten der Kaufhäuser Bochums
erklären sich mit den Ausführungen
des Referenten einverstanden. Di«
Versammelten erkennen an, daß die
berechtigten Forderungen nur durch
eine starke gewerkschaftliche Organi»
sation durchgeführt werden können.
Aber auch, um die Errungenschaften
zu halten und zu festigen ist ein ge»
schloffen er Zusammenhalt der Ange»
stellten notwcndig. Als g e w e r k s ch a s t»

liche Organisation kommt nur de«

Zentral verband der Handlungsge»
Hilfen in Frage. Die Versammelten
erklären sich bereit, im Interesse
ihrer Sache dem Zentralverband d««
Handlungsgehilfen beizn treten."

Daß die Anwesenden es nnt ihrer Zustimmung
ernst meinten, bewies der Erfolg. Mehr als zwei¬
hundert Kollegen und Kolleginnen vollzogen gle ch
am Abend den Beitritt zur Organisation. Eine groß«
Anzahl weiterer Anmeldungen gehen täglich beim Kol»
legen Esser. Volksblatt - Buchhand,
lung. Herrmannshöhe 7, cin.

Chemnitz. Da dem Kollegen Kliem, der am 1.1. ISIS
nach Leipzig versetzt worden ist, es nicht möglich war, den
Jahresbericht zu erstatten, erfolgte derselbe kurz durch den
Kollegen Landgraf vor dcn zahlreich erschicdenen Mit«

gliedern. Der Kollege Götze erstattete Jahresabrechnung
und wurde dieselbe für richtig anerkannt. Hierauf ent¬

spann sich eine rege Debatte über den A.- und S.-Rat
und wurde beschlossen, diese Angelegenheit dem neuge¬
wählten Vorstand zur Regelung zu überweisen. Hieraus
wurde zur Eesamtvorstandswahl geschritten. Aus der«

selben gingen hervor: Kollege Landgraf, Narsttzender,
Götze, Kassierer, Laub, Schriftführer. Weiter wurden al»

Beisitzer gewählt, die Kolleginnen Mildner, Merkel. Rich»
ter und die Kollegen Röscher, Fechenbach, Pflug, Vkob»,
Kluge und Müller. Von seiten der Kolleginnen «urd«
angeregt, wiederum noch Ssähriger Pause ein Verband««
vergnügen abzuhalten, worüber der Eefamtvorstand »»H
entschließen soll. Durch die am Tage vorher gebrach«
Kundgebung der Privatangestellten gingen «n» lehr
reiche Anmeldungen zu, so d»b «ir j«Ht »«U über ÜjZ
Mitgliede, zähle«. i
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Leipzig. Jn der am IS. Dezember im Volkshaus
pattgesundenen MitgliederoerZnmnilung sprach Kollege
Kliem Ehemnitz. über: „Was bietet der Zentraloerbund."
Der Referent hatte das Thema recht interessant ausge¬
arbeitet. Jn klarer Weise kam der Vorteil gegenüber
bürgerlichen Organisationen zum Ausdruck. Nicht in

LteUenoermittlung und Unterstützungseinrichtungen be-

Keht unser Hauptziel, sondern in der Erziehung von

klajsi-ndemufzten Kämpfern. Nur durch Kampf werden

die Angestellten zu ihrem Rechte kommen. Die Revolution

ist dasür der beste Beweis. Reichlichen Beifall erhielt der

Redner für seine Ausführungen.
Der nächste Punkt betraf die Wahl eines Ortsbeamten

speziell zur Agitation, für den Kollege Kliem ausersehen
war. Nach eingehender Begründung seitens des Bevoll¬

mächtigten Kollegen Köhler, schlug er im Namen des Orts-

,aritandes den Kollegen Kl«m für diesen Posten vor, die

Abstimmung ergab die Wahl per 1. Januar ISIS gegen
1 Stimme. Ein Antrag des Kollegen Kretschmer, die An¬

stellung zu vertagen und 2 Stellen sl Agitator und 1

Kassierer) auszuschreiben wurde mit groger Majorität ab¬

gelehnt.
Auf Antrag des Kollegen Wittig wurde auch der aus¬

hilfsweise angestellte Kollege Jacob als Kassierer fest an¬

gestellt, das Veitragsverhältnis soll entsprechend dem des

Kollegen Ktiem geregelt wcrden.

Die Vereinbarung mit den Arbeitgebern im Buch¬
handel wurde durch einen Kollegen einer abfälligen Kritik

Unterzogen.
Kollege Köhler erstattete Bericht über eine Sitzung

mit der Handelskammer, Arbeitgebern und Vertretern

bürgerlicher Gehilfenvereine wegen Errichtung eines

Schiedsgerichts, für die in Dresden getroffenen Verein¬

barungen dieser Vereine. Da man sich von dieser Ein¬

richtung keinen groszen Erfolg verspricht, wird eine Be¬

teiligung abgelehnt.
Dagegen erhielt der Bericht über eine Verhandlung

mit den Detaillisten-Verband wegen Gewährung einer ein¬

maligen Anschaffungsbeihilse Zustimmung.
Von der Errichtung emes Handelsausschusses beim

A.- und S.-Nut nahm man Kenntnis. Unsere Vertreter

dafür find Kollege Köhlcr, Huhnsdorf, Eöschel.
Die verstorbenen Kollegen Evpendorf, Franke und

Kollegin Ehrenpreis wurden durch Erheben von drn

Plätzen geehrt.
Chemnitz. Jn eincr sehr gut besuchten General¬

versammlung des Zentralverbandes dcr Handtungs-
gehilsen, die im Reformgvmnastum abgehalten wurde,
gab Kollege Georg Landgraf den Jahresbericht. Im
drrslofsenen Geschäftsjahr hat der Verband wieder
glänzende Forschritte gemacht und ist dndurch zinn
stärksten und einflußreichsten im Orle geworden. Es
haben 14 Vorstandssitzungen, 8 Mitgliederversamm¬
lungen und 1 Jahres Hauptversammlung stat! gesunden,
aukerdem 2 Znfgmmenkümte mit den Gewcrlschasis-
vorfländen. Bcsondcrs imposant warcn die öffent¬
lichen Versammlungen, die sich mit dcm Achtstunden¬
tag sür die Angestcllten, die Sonntagsruhe und dem
Snmmcrurlaub, sowie niit dcr Wirkung der Teuerung
für die Angesteliten be'chäftigten. Es haben 35 Be¬
triebsversammlungen stattgefunden, ferncr Jugendzusam.
menkunfte und zwci wichtige Sitzungen mit der Handels-
und Gewerbekammer und dem Rat der Stadt, Auch
im verflossenen Jahr ist es der Organisation gelungen,
bei mehreren Privatfirmen Teuerungs- und Gehalts¬
zulagen von 30 bis 4« Prozent sür die Angestellten
hcranszuhrlen. Den Kassenbericht erstattete Kollege
Götze. Zum Bevollmächtigtcn wurde einstimmig Kol¬
lege Gcorq Landgras, znm Schriftführer Kollege Laub
und Kollege Götze als Kassierer gewählt. Als Bei-
Kper zum Vorstand wurden dte Kollegcn Röscher,
Fechenbach, Kottegin Mildner. Kollege Pflua, Grobe,
Kluge. Müller. Kollegin Merkel nnd Richter gewählt.
Die Wahl der Kartelldelegierten wnrde vertragt.

Dortmund. Am 1«. Januar fand im groszen
Saale des „KSllnischen H o s e s" eine überaus,
stark besuchte öffentliche Vcrsammlung statt. Kollege
Ucko » Berlin sprach üb« das Thema: „D i e

kaufmännischen Angestellten und die
neue Zeit." Die gewannte Ausmerklamkeit der

Über tausendköpftgen Versammlung und der lebhafte
Beifall, durch den der Redner oft unterbrochen,
und der nach Schlug seiner Ausführungen gespendet
wurde, zeigte, das die Ausführungen im Sinne de?
Erschienenen waren. Daran wurde auch durch die
Ausführungen zweier Gegner nichts geändert. Ein
Herr Döbel vom autisemitischen Deutsch»nationalen
Verband? sowie ein Herr Toslkotz vom Verein dtt
Deutschen Kaufleute bemühten sich erfolglos, den Zen¬
tralverband zu beschimpfen. Von dru Ausführungen
des antisemitischen Redners, Herrn Döbel, verdient
nur folgende Aeußerung festgehalten zu werden. Nach¬
dem der Herr zugab, daß sich im D.. H.-V. eine groß«
Anzahl Prinzipale befinden, sagte er wörtlich: „W i r

müßten ja dumm sein, wenn wir di«
M i t g l i ed s b e i t r ä g « der Chess nicht
gern nehmen würden, um unser«
Kassen damit Zu füllen." Der Redner des
Vereins der Teut'chcn Kaufleute gab stch Mühe, an

Verdrehungen noch mehr zu leisten als der anti¬
semitische Redner. An den Ausführungen des
Herrn Dostkotz war besonders bemerkenswert,
wie er stch beim D. H.-V. anzubiedern
versuchte. Im Schlußwort gelaug es dem Kollegen
Ucko, den Hcrrcn die richtige Antwort zu erteilen
und ihre Verdrehungen richtig zu stellen. Und daß
auch die Angestellten Dortmunds es satt haben, sich
am Gängelband der gelben Verbände führcn zu
lassen, zeigte die Tatsache, daß stch bereit? am Abend
der Versammlung eine erhebliche Anzahl Kollegen und
Kolleginnen in die Mitgliederlisten einschreiben ließ.

Kollege Julius Popp, Enschederstr.
3 0 (Konsumverkaufsstelle), ist zur Erteilung jeder Aus¬
kunft sowie zur Ausnahme weiterer Mitglieder bereit.

Essen. Am S. Januar 1919 fand die General»
Versammlung der Ortsgruppe Esscn-Ruhr im Restair»
rant „Altenesscn" statt. Kollege Storch-Düsseldorf hielt
eincn Vorirag übcr Zweck und Ziele des Verbandes,
Den Bericht der Ortsvcrwallung erstattete Kollege Latte»
manu. Hieraus ist hen'orznheben die bei der Krupp»
schen Konsumanstalt eingeleitete Lohnbewegung. Di«
Forderungen bestehen in 1. Sofortige Ausstglionierung
säm.licher Angeilelllcn der Kruppschen Konsumanstalt.
2. Für Äusstatioutcrung ist eine Entschädigung vo»
140 Mk. monatlich zu zahlcn. 3. Gcwährnng von
Fcricn bis 15 Tage bei einer Tätigkeit von 1 bis z
Jahren, darüber hinaus 3 Wochen. 4. Im Krank¬
heitsfälle Fortzahlung des Gehalts bis zur Dauez
von 6 Wochen. Ab 1. Januar wurde für Essen dis
achtstündige Arbeitszeit in sämtlichen Geschäften ein¬
geführt. Der Ladenschluß im Winter ist auf 7 Uhr,
im Sommer auf 6'^ Uhr festgesetzt worden. Des

Milch-, Blumen-, Konditorei, und Ziggrrcngeschäft«,
wurde eine zweistündige Verkaufszeit an Sonntage«
«inaeräumt. H'ersSr itt den Angestellten in der da¬

rauffolgenden Woche ein halber Tag Urlaub zu g««
wäbreu. Jn die neue Ortsverwaltung wurden folgend«
Kollegen gewählt: 1. Vorsi5ender Kollege Graul. L.

Vorsitzender Kollege «. d. Walde; i. Kassierer Koklk,

Polz. 2. Kassierer Kollcgc Schnier; 1, SchriftsühreS
Kollege Härtung. 2. Schriftführer Kollege Heger.

Ten Kafienbcricht für das 4. Quartal erstattet«
Aollege Lartemann.

Einnahmen:

An Kassenbestand am 1. 10. 18 . . . Mk. 8S«,Si1
, VerbanbKbeiträgen „ 1327.4s
, Diverses .

„

Mt. 2ZS1.M
Ausgaben:

Per. Agitation. Erpedition, Verwaltung:e. Mk. 1ll?l>,A,
B^r an die Haup'tasse „ 717,44

Kassenbestand am OuartalsfchlltZ ... „ 5Z4,-?K

M.'sAl^ZZ
Mttglieberbewegung:

Bestand am 1. 10. 18 2??

Zugang 274

Bestand am 1. 1. ISIS .... . . . ^
. S61

Abgänge keine.
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Um Hll Uhr abends wurde die sehr stark be¬

suchte Versammlung geschlossen.

Leipzig. Vm 17. Dezember 1918 tagte im „Zentral,
tdeoter" eine öffentliche Angestelltenversammlung des

Ortskartells der A. f. A., in der Kollege Kliem, Ehem.

«ttz. vor mehr ai> 1000 Zuhörern über ..
A n g e st e l l t e

«nd Revolution" sprach. Die Versammlung wies

»inen guten radikalen Geist aus^ mie Zwischenrufe und

Beifallskundgebungen bei dem Vortrage und die Dis¬

kussion zeigte. Gegen 1 Stimme fand eine Entschließung

NnnahmH die stch im wesentlichen mit der in der Berliner

Zirkus Busch-Versammlung angenommenen deckt. Die

»eriominlung bot einen glänzenden Beweis dafür, bog

die V. f. A. den richtigen Weg beschritten hat und ihr Ein.

ftub tn Angestelltenkreisen immer mehr gesichert wird.

München. Gehaltsnachzahlung an

kausmännische A n g e st e l l t e. Jn der Sitzung
des provisorischen Nationalrats wurde folgender An.

trag Dr. Baumann der Regierung zur Würdigung
ht«übergegeben:

,1. Allen Geschäftsleuten, die während des Krie°

ßs ihre Angestelltcn durch Gehaltskürzungen schädig»
ten, ist die Auflage der sofortigen Nachzahlung der ein»

Gesparten Gehaltsteile zu machen.
2. Die Teuerungszulagen, die Privatangestellten

während des Krieges bewilligt wurden, müssen ab

1. Januar 1919 zum Grundgehalt gerechnet werden."

Um ber Regierung mit Material an die Hand
gehen zu können, wird um Angaben über:

1. Welche Firmen Abzüge gemacht haben,
2. Wieviel abgezogen wurde,
3. welche Firmen bisher Teuerungszulagen über»

hallpt nicht gewährt haben
«sucht.

Anonymes wird nicht berücksichtigt.

München. I» der Münchener Post" lesen wir:
Der Angestelltenrat der Firma Hermann Tietz hielt
«n 9. d. Mts. eine Betriebsversammlung ab, die

bon sämtlichen Angestellten besucht war. Nach ein»

«ehender Berichterstattung des 1. Vorsitzenden des

Kngeftelltenrates, Kollegen Hubert Murriger, über die

Tätigkeit des Ausschusses konnte derselbe den Ange»
stellten die erfreuliche Mitteilung machen, daß samt»
Uche Wünsche und Forderungen im Sinne der Ange»
stellten und im Einvernehmen mit der Direktion er¬

ledigt wurden.

Die Hauptforderung auf Abschaffung des Ober»

«rssichten-Syftems wurde dahingehend erledigt, daß
vorerft eine Oberaufsicht von ihrem Posten enthoben
wird, während mit der Frage der zweiten Oberaus«
ficht bis zum Wiedereintritt des Personalchefs ge«

wartet werden soll. Ferner wurde sämtlichen vom

Heeresdienste entlassenen kaufmännischen Angestellten
«in Urlaub, der sich zwifchen 8 und 14 Tagen be«

wegt. bewMgt.
Im zweiten Teile der Versammlung hielt der

2. Vorsitzende des Angestelltenrates, Kolleg« Hernic.
«inen Vortrag über die kommenden Wahlen, indem

« die Kollegen und Kolleginnen aufklärt« und die

«ozialdemokratie als die wahre Verfechterin der In»
Kressen der Angestellten betrachtet.

Indem noch der 1. Borsitzende. Hubert Muninger.
w seinem Schlußwort daraul hinwies, daß eS sich
>«i den kommenden Wahlen darum handelt, die Er»
«mgenschaften der Revolution, wi« das Frauenwahl»
»echt, den Achtstundentag zu sichern «nd aus die Lok»

Kngen der Baverischen Volksvartei (VeS Zentrum)
«icht hereinzufallen, wurde di« Verlcnnmlung unt«

lebhaftem Beifall geschlossen.

Stettin, «m 21. Januar fand im Feftsaal der Fried«
^ch.Wilhelm-Schule die diesjährige «eneralver,

sammlung der Ortsgruppe Stettin statt. Kollege
Fritz Ohlhof-Berlin hielt einen Vortrag Sber „Was
»ir wollen". Er wies auf das rasche Anwachsen der

hiesigen Ortsgruppe seit der Revolutirm hin. Die Mit¬

gliederzahl sei von 120 auf etwa 1000 gestiegen. Daraus

sei zu ersehen, daß auch die Stettiner kaufmännischen An«

gestellten aus den Erfahrungen dcr Bercmngenheit, ins»

besondere der Kriegszeit, gelernt hätten. Je!z! heiße es

dafür zu sorgen, daß der Gedanke der gewerkschaftlichen
Organisation unter allen kaufmännischen Angestellten
dauernd Fuß fasse. Zu diesem Zwecke sei ein Ausbau
der Organisation erforderlich. Für die einzelnen Gruppen
der Angestellten müßten in derselben W?i!c Sektionen

geschaffen werden, wie es bereits für sie F i l i ci l l e i t e r

und die Versicherungsange st eilten geschehen
sei. Eine weitere wichtige Aufgabe sei, die AngestelI»
tenausschüsse über ihre Ausgaben richtig oufzu«
klären. Sie müßten ein wichtiges Hilfsmittel bei der

planmäßigen Arbeit für dic Hebung dsr wirtschaftlichen
Lage der Angestellten abgeben. Die Ausführungen des

Referenten wurden mit lekhoftem Beifall aufgenommen.
Jn der anschließenden AuSsvrache fand nachstehende Ent»
sch liebung einstimmig Annahme:

„Die am 21. Januar 1919 im Festsaale dcr Friedrich.
Wilhelm-Schule tagende Generalversammlung der Hand»
lungsg-hilfen der Ortsgruppe Stettin begrüßt die Bildung
einer besonderen Sektion der Versicherungscümestcllten im

Rahmen unseres Zentralverbandes. Sie fordert dcn Haupt»
vorstand und alle Ortsgruppen im Reiche auf. darauf hin»
zuwirken, daß sich die einzelnen örtlichen Sektionen der

Versicherungsangestellten zu einer Neichssektion zusammen»
schließen. Zu diesem Zweckc hält sic die schleunige Ein»

berufung einer Neichskonferenz ber Versiche¬
rungsangestellten für dringend erforderlich."

Bei der Neuwahl des Ortsgruppenvorstandcs wurden
als erster Vorsitzender Kollege Storch, als zweiter Vor«

sitzender Kollege Jsberner, als erster Kassicrcr Kollegin
Dalli, als zweiter Kassierer Kollege. Witte, als erster
Schriftführer Kollege Herper. als zweiter Schriftführer

Kollege Stegemann und als Beisitzer die Kollegen Zimmer«
mann, Schmidt »nd Frau Ney gewählt. Sodann wurde

beschlossen, eine Agitationskommission zu wählen. Jn
diese Kommission murden zwci Filialleiter. ?wei Versiche»
rungsangestellte, und zwei Wareuhausangestellte gewählt.
Kollege Ohlhof verlas den Kassenbericht für das vierte

Vierteljahr 1918. Aus Autrcig der Revisoren murde der

Kollegin Dalli als KMererin Entlastung erteilt. Die

Vcrsammlung beschlrß. d>-r Kassiererin für die umfang«
reiche Arbeit in den selten Monaten einc einmalige Ent«

schSdigung von 100 Mark zu gewähren. Als Revisoren
wählte die Verscnnmluiig die Kollegen Klettner, Kressin
und Pfeffer. Als dritte, Kartelldelegiortcr wurde der

Kollege Jsbern'r gewählt. Nachdem der Kollege Storch
noch kurz auf die ^elmltibewegung der Versicherungsange«
stellten bei der ..Germania" und der „Preußischen Ratio«

nalversicheru a hingewiesen hatte, in der es infolge der

Unbelehrbare:! der Direktoren in den nächsten Tagen

voraussichtlich zum Sir,!' komme, wurde KZ«, von über

S00 Mitgliedern hellichte ^Versammlung geschlossen.

Gründung eitier Orisqrupue des Z. d. H. in Stralsnnd.

Zu einer am !). Dezember ?!>1« einberufenen Versamm? ng
der Handelsangestellten Straljunds waren zirka 80 ^ -r»

sonen erschienen. Geleitet wurde die Versammlung ro»

Herrn O. Neumann, Vorsitzenden des hiesigen Aroeiter»

und Soldatenrates. Nachdem Kollege Neumann nochmels

auf die Ziele des Z. d. K. hingemiesen hatte und den Er«

lchienenen klargelegt hatte, dah ein Beitritt zu diesem Ver«

band ihren eigensten Interessen nur förderlich wär,, murde

eine Ortsgruppe gegründet. Durch Abstimmung murden

folgende Mitglieder in den Vorstand gewählt: Herr Hans
Eraupmann als 1. Vorsitzender. Herr Franz Peter al»

S. Vorsitzender. Herr Otto Riickert als 1. Kassierer Frl.
Radoll als S. Kassiererin, Herr Arthur Iacudowskq al»

1. Schriftführer. Frl. Pickard als 2. Schriftführer. Auszer,
dem rourden noch zwei Revisoren und für die gröheren B«
trieb, Unterkassierer gewählt. Archer dem 1. Vorsitzende«
und Frl. Malzahn wurde noch Herr O. Neumann als Ge»

werkschaftsdelegierte gewählt. Nachdem noch Allgemeine»
erörtert und Beiträge einkassiert wurden, wurde die Ver»

sammlung mit einem Ansangsbestand von 62 Mitgliedern
geschlossen.
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Die Vorstandsbeamten-Konferenz der freien
Gewerkschaften vom 3. Dezember beschäftigte sich mit
ben Statuten der Arbeitsgemeinschaft de,
« r b e i t g , b e r v e r b ä « d e und GeWerk»

schaften. Jn der Aussprache führte Baue, u. a.

aus:

Ein Gesetzentwurf sei in Vorbereitung, wonach die

gewerkschaftlichen Vereinbarungen über die Arbeitsbe»

btngungen als Grundlage anerkannt und mit Gesetzes»
krast ausgestattet wcrden sollcn. Er werde in nächster
Woche ats Gesetz veröffentlicht. Der Achtstundentag sei
etwas übereilt vercinvart, ohne die im ögentlichen
Interesse notwendigen Ausnahmen sestzustellen. Die
Gewerk'chaften müssen ruhig weiter arbeiten, damit
der völlige Zusammenbruch verhütet werde. Urban
war mit dem Abschluß der Arbeitsgemeinschaft ein»

verstanden, doch beständen Bedenken gegen die Teil»

Kahme der Arbeitsgemeinschaft der kaufmännischen Ver»

bände, da sich in dieser Organisationen befänden, die
von den Unteritehmern ausgehalten würden. Der Acht»
stundentag sei vom Demobilmachungsamt für die Ge»
werbe »«triebe angeordnet, ohne die Angestellten zu cr»

wshncn...
Bauer wandte sich gegen daS Verlangen Ur»

bans nack Ausschaltung bürgerlicher Angestellten«»!»
bände. Jede Vergewaltigung anderer Organisationen
müsse vermieden wcrdcn...

Urban polemisierte gegcn Bauer, der alle Be»
lcbwerden von angeblich vergewaltigten Sonderorgani»
sationen gläubig hinnehme, ohne den anderen Teil zu
hörcn...

Legten wies den Anspruch Urbans zurück, daß
die bürgerlichen Nngestclltengruppen von der Arbeits»
gemeinschakt ausgeschlossen scin sollten. Dann müßten
auch die übrigen Gewcrkschaftsgrnppen abgewiesen wer»
den. Das würde aber wenix, demokratisch sein. Er
verurteilte auch jeden Zwang gegen Andersorganisierte,
sich den sreien Gewerkschaften anzuschlies^n. Urbans
Stellung in seinem Vorstand fei gewiß äußerst schwie»
rig, aber wenn der Vorstand sich niemals gegen die

Haltung seines Blattes verwahre, dann dürfe er sich
nicht wundern, dah man ihn auch sür den Inhalt des
letzteren verantwortlich mache.

Urban gab eine Darstellung der Wirksamkeit
des Zentralrats der Angestelltenverbände, der keinerlei
Druck ausübe.

Die mit einigen kleinen Abänderungen angcnom»
mene Resolution lautet:

„Die Konferenz der Vertreter de, Vcrbandsvor»
stände erblickt in der von einzelnen Arbeiterräten ver»
suchten Ausschaltung der Gewerkschaften bei der Rege»
luuq dcr Lobn» und Arbeitsverhöltnisse cine ernste Ge»
fahr sowohl für die deutsche Arbeiterklasse als für un»
sere gesamte Volkswirtschaft. Die''Arbeiterräte als vo»
litiscks Organe der Revolution sollten sür die Lösung
der wirtschaftlichen Ansgaben die Gewerkschaften heran»
ziehen, die in jahrzehntelanger Arbeit Erfahrungen ge»
sammelt Ksben. die insbesondere bei der bevorstehen»
den Sozialisier»«« der dazu reisen Industriezweige un»

entbehrlich sind. Auch die Einrichtungen der Gewcrk»
schoflen, insbesondere der gewerklckaftlicke Organisa»
tionsapparst, sind unerläßliche Vorbedingungen sür
eine tatkräftige Wahrnehmung de, wtrtschaslllchen In»
teressen der Arbeiterklasse. Werden diese durch lokal,
ArLeiterrSte oder durch Betrieb?«,Zschl!ss« ohne jeg»
liche Verantwortung von der Gesamtarveitcrjchast er»

setzt, muß das zu einer Lahmlegung unseres Wirt»
schaftsleoens und somit zu, schmerzten Schädigung ss»
Wohl der Arbeiter in der Heimat, als der auS dem
Felde heimkehrenden Soldaten führen, die anstelle von
Arbeitsverdienst und Brot Arbeitslosigkeit und Not vor«
sindcn. Auch die Errungenschaften der Revolution
'Würden dadurch in Gefahr gebracht.

Die Konscrenz appelli.rt daher an die organisiert«
Arbeiterklasse, dcr Ausschaltung ihrer gewerkschaftliche»
Organisationen entgegenzutreten. Die Gewerkschaften

bieten nach wie vor die stärkste Gewähr für eine daner»
hafte Vertretung der wirtschaftlichen Arbciterinierejsen.*

Die Konferenz stimmte dann einmütig dem Ab«
schluß einer Arbeitsgemeinschaft der Gewerkjchasten unb
Arbeitgeberverbände zu.

Dazu bemerken wir: die zwifchen den Unter»
nehmerverbänden und den Gewerkschaften getroffene«
Vereinbarungen vom ZS. Dezember 19IS besagen, daß
dte gelben Organisationen nicht als Arbeitnehmer»
intercfsenvertretungen anerkannt werden. Wir halte»
daran fest, daß dies nicht nur sür die gelben Ar»
b e i t e « », sondcrn auch für die gelben Ange»
stellten verbände zu gelten hat. Wenn es mora»

lisch berechtigt ist, die gelben Arbeiter vereine bet»
srite zu schieben, dann ist es auch moralisch berechtigt,
mit den auf derselben Stufe stehenden Angestell»
t e n verbänden das gleiche zu tun.

s. AlronKer unck Oo., Frankfurt a. jVl.
Im Auftrage des kaufmännischen Personals lud der

Zentralverband der Handlungsgehilfen die Angestellten der
Firnia S. Wronker u. Co, zu einer Vcrsammlung am
9. Ollober nach dem Gemerkschoftsh'use ein, um eine Aus»
spräche zwecks Forderungen von Teuerungszulagen herbei»
zuführen. Der Erfolg dicser Einladung kam auch hin
sehr schnell, denn bereit? schon om Vormittag des Ver.
sammlungstages teilte die Geschästsf"hrung durch klein«
Zettelchen mit, daß die Gehälter rückwirkend ab l. Sevt.
um ca. lS Mk. bis 20 Mk. erhöht würden. Trotzdem war

die Versammlung geradezu überfüllt, in welcher der OrtS»
beamte des Verbandes, Bach, über die Teuerung in Frank»
furt a. M. und über die Gehaltsverhälmisse der Firm«
Wronker fprach. Die Aufbesserung, die nur eine Folg«
der Vnsammlungseinladung sei, so meinte der Redner,
könne in dieser Zeit der Not nicht genügen, zumal di«
Aufbesserungen bei Wronker mährend des Krieges nu,

eringfügig seien. ES sei daher entweder eine weitere Er»
öhung der dauernden Teuerungszulagen oder eine größer«

einmalige Zulage zu fordern, durch die die Angestellten tn
die Lage kommen, teilweise für den Winterbedarf einkaufen
zu tonnen. Die Versammlung entschied sich für eine ein»
malig« größere Zulage und beauftragte den Verband, dies«
bei der Gcschäftstcitung zu vcrtrctcn. Die darauffolgend«
Verhandlung ergab eine Ablehnung dieser Forderung seilen«
der Firma, mit dem Hinweise, dafz die bereits versprochenen
Zulagen eine große finanzielle Last für die Firma bedeut«.
Darauf rief der Zentralverband der Handlungsgehilfen
eine zweite Versammlung der Angestellten ein, die daraus
den Beschluß faßte, bet Ablehnung der größeren Zulagen
eine weitere dauernde Erhöhung dsr Teuerungszulagen zu
fordern. Dieser ncue Antrag murde nun der Firma uriler«
breitet und nach längerer Aussprache entschloß sich danr,
die Firma, nochmals eine Zulage in gleicher Höhe de?
bereits bewilligten ab 1. Dezcmbcr an die Angcstelltcn z»
gewähren. Eiue nochmalig» Aussprache mit den Verbands«
Vertretern murde gewünscht, um sich über den Zeitpunkt
der Wirksamkeit und Auszahlung dieser weiteren Zulage
einigen zu lärmen. Fest stand «ber bereits, daß all«
Sngesttllten mil einer weiteren Zulage von 15 bis 20 Mk.
bedacht werden sollten. Um so größer war unser Erstaunen,
als bet Beginn dcr letzten Verhandlung die GeschäftsieitunH
bei d« Gewährung von Aulagen Einschränkungen mochte,
wonach eine größere Zahl von Angestellten Übergänge»
worden wären. Die Verbandsvertieter erklärten daraus,
daß diese neue Regelung unanmchmdar sei und bei Be«
harrung dn Firma die ganze Gehaltsregelung als ge.
scheitert angesehen werden musst. Uebrigens müssen w?
feste Abmachungen fordern, damit keinerlei Aenderung«
«der Auslegungen möglich seien. Darauf erklärte sich di«
Firma bereit, zu den bereits gewährten Zulagen die Ge«
bSUn von 95 Mk. bis 1S0 Mk. nm weitere 20 Mk.. di«
Gedält« von ZKS Mk. dt» 2«) Mk. um weitere 15 Mk. ,«
«hohen. Gehälter übn 200 Mk. werden ebenfall» ech
l. Januar erhöht besonder? dort, wo keine Prämien auA

bezahlt werden. Lehrlinge, die zuletzt mit 10 und L0 M,
Aufbesserung Sedacht feien, erhalten «ine weiter« Zulag«
von S Mk.

Jn einer weiteren Versammlung der Angestellten, dtz
ebenfalls überfüllt war. erstatteten di, Ortsbeamten Bach
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und Brennecke Bericht über die gesamten Verhandlungen
mtk der Firma Wronter und betonten, dasz die Aufbesse»

rungen zwar längst nicht den Teuerungsverhölmissen ent¬

sprechen, die besonders tn Frankfurt a. M. ganz entsetzliche

Formen angenommen baben, aber immerhin sei ein mög»

ltchster Ausgleich geschaffen und deshalb sei die Annahme

dieser Regelung durch die Versammlung zu empfehlen.
Die Angestellten erklärten stch darauf mit diesem Ergebnis
einverstanden.

Im Schlußwort wies der Versammlungsleiter Bach

noch darauf hin, daß nur ein gemeinsames Vorgeben der

Angestellten Erfolg verbürge. Die vielen Klagen des

Personals über schlechte Gehaltszahlung bei der Firma
Wronker seien zwar sehr berechtigt, aber nutzlos, solange
di« Angestellten nur eine Faust in der Tasche machen. Der

Anschluß an den Zeniralverband dcr Handlungsgehilfen,
«IS die einzige berufene Jureressenoerlretung der Angestcllten
n den Frankfurter Kaufhäusern, sei jetzt dringender mie

e und man müsse verlangen, daß nicht nur die Mehrzahl,
ondern daS gesamte Personal stch der Organisation an»

chlteße. Nur so allein kann für alle in den Frankfurter
Berkaufshäusern Beschäftigten bester« Gehälter erreicht
werden.

Versanimlungsmitteilungen.
Die Mitglicdcr werden um zahlreich» Bcitiligung an den

Veranstaltungen gebeten I

Noi»lin Ge»eral»Bersammln»g des Bezirks Groh»Berltn findet
X?^i.r«. Freiiag, de« 14. Februar, abends Uhr, in den

Mufiker-Sälen, Kaiser Wilhclmstr.N statt. Tagesordnung mird

in der nächsten Nummer der H.»Z bekanntgegeben, Eintritt »nr

gegen Vorzeigen des Mitgliedsbuches bezw. des Answciscs.

— Tagesmandero»« des Bezirks Grosz»Berlin am S»»»l»g. de»

2. Februar, «ahnbos Wildpark — Eiche — Golm — Bvrnim

— Nedlitz — Potsdam. WegcstreSe ca, 22 Km. Fahrgeld ca.

1.7» Mk. Abfahrt Potsdamer Hauptbahnhos 7.43 Uhr.
— Bezirks,ersammlnn«en finden statt:

Mittwoch, deu S. Febrnar, abends l/,8 Uhr:
— Bcz «dlnSlzos. Achtung, neues Lokall Restaurant Otto Ziege,

Sedanstr. L. i. Neumahl deS Bezirkssührer«. 2. Verbandsan»

gelcgenheiten.
— Bez. Tr«pto»-Ba»mschule»me«. Restaurant Trevtomcr Klause,

Elsenstr. 27—28. Ecke «iesholzstr. 1. Vortrag. 2. Diskussion.
S. Verbands» und Bezlrksangelegenbeitc».

— Bez. Wei«e»s«. Restanrant Kreng, Berliner Allee 2Ki>, Eck«

Ledderstr t. Vortrag des Kollegen Meyer: »Die Bedeutung dcr

Organisation». 2. Geschästliches. 3, Berschiedenes. — Nachdem

gemütliches Beisammensein. — Gäste willkommen.

Donnerstag, de» ki. Februar, abends i/B Uhr:
— Bez Norde» I. sRosenrhaler Viertel, Gesundbrunnen, Reinlcken»

dors°Ost>, Lokal Oswald Berliner. Brunncnstr. I4g. l. Bortrag
des Herrn Schindler: »Das Taulor'Shstem». S. Neumahl des

Bezirkssührers.
— Bez. Norde» ll. sSchiinhaus« Vorstadt), VenoffenschaftswirtS»

Haus, Stargarderstr. S.

Bez. Norde» lll. GermantasSle, Cbausseestr. no. 1. Neumahl
deS BeztrksillhrerS.

— Bez. «ord.Often. Union».Festsöle, Vreifsmalderstr. 121—US.
(Grüner Saal>.

— Bez. Rord-Befte». Kronen-Brauerei, Alt.Moabit «8—4», kleiner

Saal I. l. Berbandsangelegenheiten. 2. Verschiedenes. — Da»

»ach gemütliches Beisammensein mit Tauz. — Die auS dem

Felde zurüclgekehrteu Sollegen stnd besonders eingeladen.
— «cz. Ost«». »»»dreas.Fcsti«Ie» »nbreasstr. 21. 1. Neuwahl de>

BczIrk,fllhrerS. 2. Verschiedenes.
— Ve^ «»de». S»d-«e«. Siehe FreltagI
— Be^ «h»rl,tk»t»rg. Achtung! Neue» Lokall BolkShau», Ro»

sinenstr. » Ikleiner Saal>. 1. Bortrag. 2. Verbandsangelegen»
heue» uud Verschiedenem — Nachher Tanz und gemütliche«
VeUammensetn.

— B« »»rlshorft » Oi«rschö»e«eide » K«xe»i« , Frledrlch»h«gk».
SieKaurant Schnorre, Tahlmiyerstr. I <am Bahnhos KSpenick).
1. Neumahl des VezirkSsührcr». 2. Verschiedene».

— Bez. Lichte»»«». L»aen.»asino, Snorrr>rome»ade 2. 1. Neu»

wabl des Bezirkssührer». 2. Verschiedene».
— Bez. Nenlill». »chtungl Neues Lokall Passage^estsill«, Berg»

sirahe ,«>—IS». 1. Geschästsbericht des Bezlrk». 2. Neumahle»

»er Bezirksleitung und der Funktionäre. ?. Berbandsangele»

genhelten. — Hieraus gemütliche» Beisammensein mlt Tanz.

Jeden ll. Mittwoch Im Mouat S»»UI»»iirst«»»« bet Benmit,
«Zeichselstr. S.

Die Jugendlichen nehme» an den Beranstaltungen «»

gugendsektio» «rosz.Berltn teil.
— Bez P«»k,»»Nledcrsch«»h«»I«a. Restanrant »Schlobxark»",

Pankow, Breltestr. i. Wahl de» Bezirkssührer». I. Veschäst»

ltche«. tt, Bortrog dcs Kollegen Benno Pichler. 4. Verschledene».

»«>«««, de» 7. K«br»«,.abend» Uhr:
— Bez, ««de», «»ZNWeft. «chtungl Neue, Lokal! Llndenbos,

Lindenstr. 1». 1. Teilung des Bezirk». Z. Neuwahl de» Bezirks»
fuhrers. », Verschiedene«. — Der Besuch aller neuen Mit»

glieder wird unbedingt erwartet.

— Bez. Süd-Osten. Achtung! Neues Lokall »Zur V'rlKbnungS»

Halle», Grunancrstr. 14 sEcke Ncichcnbeigerstr.j. 1. Bor»ag de«

»vllegen Weinberg: »Die Angestellte» und die neue Zeit».
2 Verschiedene».

— Bcz Westen. Achtung! Neue» Lokall »Nollendors. Kasino»

ffieistsrr 4l. 1. Sonstsluicrung dek. Bezirk», 2, Neuwohl de«

Bezirkssührer», », Bildung dcs Akiio„s°ussch»sics 4, Ber»

bandoangclkgcnheitcn. — Nachher geselliges Bcilammensct«,
— Bez, Schöneberg, «chtungl Ncuec, Loknll »Nollendurs.Sastn«»,

KIciststr. 41, Tagesordnung siehe Bcz, Westen,
— Bez, Steglitz. Logcn.Rellaurant, Älbrcchistr N2». 1. Neuwahl

dcr Bczirksleituug, 2, Gcschnsiliches, », Verschlkdenes, - Rezt»

ziiation: »oll. Tillich übcr Peter Roscggcr. — Nach Schlus, d«

Versammlung gcicltigcs Beilammensein.
— Vcz Tcgcl, ReI„IckcndorI>Wcst. Rcstaurant vindengarten, Tcgcl,

Berliucrstr. SS <an> Borsigioerk), 1, Vortrag. 2. Neuwahl d«

Bcz, rksleiiung.
Montag, de» >«. Februar, abends >/.8 Uhr:

— Bez Potsdam-Nowames. Siicniinbn-Hotcl, Nowawes. 1, Ver»

bandSangelcgenheucn. 2, Neuwahl des Bezirkssührer». L. Ver»

lchikdenes,
— Jndultriesektio». A,»E,G., Turbinensobrik nimmt von jetzt av

an den Sitzungen des Rord-Wcst-Brzirks teil,
— Speditionsbeamte». Mittwoch, den tü. Febrvar, abend» S Uhr,

im Englischen Garten, Veränderst! 27c, Wciszer Saal. Mit,

gliedersBersammlung. Mitgliedsbücher bczm. Ausweise Mit»

bringen. Gölte können cingesubri werden,
— Jngend.Sektion. Sonntag, de» 9. Febrnar. abends b llhr, tn

den Hov^rland ^estlölcn, Neuc Kried:ichstr. SS: SektlonS-Ber,

sammluug. Bortrag über »Marxismus".
Mittwoch, de» 12. Februar, abends ?>/i Uhr, in Heinrich',

Festlöte, Grobe Frauksurterstr. 3» Füns.Fenster.Saali: Abtet»

tungs»Bersammlung Unterhaltungsabcnd — Rezitationen.
Sonntag, den ll. Febrnar. Wanderung Birkcnwcrder —

Brteie. Treffpunkt: Stct,,Bhf «.M tihr. Fahrt bis Blrkenmerder.

Donnerstag, de« 2«. Febrnar, abends 7>K Uhr, im Aul»

schank Oswald Berliner, Brunncnstr, 14» tnebei, Oswald Ber»

lineri: Abieilungs-Bcrsammlung. Uuterhaktuugsabeud — Rezt»
tationen — Lieder zur Laute.

Sonntag den 2». Febrnar. Bcsuch des Berkehrsmuscum».
Treffpunkt: Bor dem Museum, IN Uhr.

Der Kultusminister hat verfügt, daß in jedem
Monat 4 Volks-Vorstellungen in dem

früheren Königlichen Opernhaus resp. Schauspielhaus
stattfinden. Der Eintrittspreis liegt umer der Hälfte
der üblichen Kassenpreise. Die Etntrittskarien können

von unsern Mitgliedern bei der Geschästsstelle der Ar»>

beitsgemsinschaft ^freier Angestelltenverbände, Werft»

straße 7, gegen Vorlage des Mitgliedsbuches ange«

meldet werden. Zu jeder Vorstellung stehen der Ar»

beitsgemeinschaft 150 Eintrittskarten zur Verfiigung.
Die Billets werden entsprechend der Vornotierung auf
die Vorstellungen verteilt. Alles Nähere erfahren di«

Mitglieder bei der erwähnten Geschäftsstelle.

Die Ortsgruppe Grotz-Berlin sucht für dte

Berficherungsbranche,
Warenhausbranch e,

Speditionsbranche,
Brauereibranche,

und für die Angestellten der Krtegsgesellschasten

je 1 Kraft, die mit den ArbeitSverhältnissen der

Branche eingehend vertraut und organisatorisch sowie
agitatorisch befähigt ist.

Bewerbungen mit Gehaltsanfprüchen stnd für die

vier ersten Kräfte bis zum 31. Januar, für di«

Kriegsgesellschaften bis zum 7. Februar an den

J«ntral««rban> der Handlu»g«g«hilfen, Berlin,

Miinzstrab« 20, unter der Aufschrift .Bewerbung'
einzusenden.

Ortsgruppe Königsberg i. pr.
Achtung!

Unser Ortsbliro befindet stch vom l. Fabruar ab end»

in der Münzstr. 24. lll.

>ie «bstempelung zur Erwerbslosen«Unterstützung
findet für unsere Mitglieder dort statt.

Kündigungen oder sofortige Entlassungen stnd sofort
dem OrtsbKro zur Kenntnis zu bringen.

Der Ortsvorstand.
I. A.: gez. Klar»ö.
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